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EMRK Art3

. AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

—_

=9 0 e N oA WD

-

AsylG 2005 & 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 5 heute

AsylG 2005 8 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 5 gliltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 5 guiltig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 5 guiltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRK Art. 3 giltig ab 01.05.2004

Spruch
S17 412.804-1/2010-7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als Einzelrichter Uber die Beschwerde des XXXX auch XXXX, StA.
Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.04.2010, FZ. 09 14.493-EASt-WEST, zu Recht
erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als Einzelrichter Uber die Beschwerde des rémisch 40
auch romisch 40 , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.04.2010, FZ. 09 14.493-EASt-
WEST, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaf3 88 5, 10 AsylG 2005BGBI | 100/2005 idF BGBI | 135/2009 als unbegriindet abgewiesen.Die
Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 5, 10, AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, 135 aus 2009, als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:
I.romisch eins.

1. Der Beschwerdeflhrer, ein Staatsangehdriger Afghanistans, gelangte seinen Angaben nach am 19.11.2009 nicht
rechtmiRig nach Osterreich und stellte am 20.11.2009 einen Antrag auf internationalen Schutz iSd § 2 Abs 1 Z 13
AsylG.1. Der BeschwerdefUhrer, ein Staatsangehoriger Afghanistans, gelangte seinen Angaben nach am 19.11.2009
nicht rechtmaRig nach Osterreich und stellte am 20.11.2009 einen Antrag auf internationalen Schutz iSd Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 13, AsylG.

2. Im Rahmen der ebenfalls am 20.11.2009 durchgefiihrten Erstbefragung brachte er nach vorhergehender
Aufforderung, wahre und vollsténdige Angaben zu machen, und dem Hinweis, dass unwahre Angaben fur ihn im
Asylverfahren nachteilige Folgen nach sich ziehen kdnnen, im Wesentlichen vor, dass er Afghanistan im Jahr 2001 in
Richtung Pakistan verlassen habe. Vor circa sechs Jahren sei er dann in den Iran gereist, wo er sich rund dreieinhalb
Jahre aufgehalten habe. Dann sei er wieder nach Afghanistan abgeschoben worden, ehe er sich nach rund einem
Monat wieder in den Iran begeben habe. Nach eineinhalb Monaten sei er schlepperuntersttitzt in die Turkei gelangt,

wo er zwei Monate geblieben sei.

Dann sei er mit einem Schlauchboot nach Griechenland gefahren, wo er bei seiner Ankunft von der Polizei aufgegriffen
worden sei. Man habe ihm die Fingerabdricke abgenommen und ihn fotografiert, er habe aber keine Einvernahme
gehabt. Er sei dann flr 13 Tage in einem geschlossenen Lager untergebracht gewesen, dann habe er ein Schriftstlick
bekommen, mit welchem er sich beim Greek Refugee Council in Athen melden solle. Dies habe er gemacht und habe
er dort erfahren, dass es sich um einen Landesverweis handle. Er habe dann funf Monate illegal in Griechenland
gelebt, habe mehrfach einen neuen Landesverweis bekommen und sei mehrfach im Gefangnis gewesen. Er habe dann

eine Karte bekommen, welche alle sechs Monate verlangert worden sei.

Ende August 2009 sei er auf einem LKW versteckt von Griechenland nach lItalien gereist, dort sei er von der Polizei
aufgegriffen und nach zwanzig Tagen Uber Mazedonien, wo er sich eine Woche aufgehalten habe, nach Serbien
gereist. Dort sei er zwanzig Tage im Gefangnis gewesen und habe sich dann noch eine weitere Woche dort aufgehalten,
ehe er nach Ungarn gereist sei. Nach einer Nacht sei er mit dem Zug nach Osterreich gefahren, wo er versucht habe,
seinen hier lebenden Bruder zu erreichen.

Es kdnne sein, dass seine Zeitangaben nicht korrekt seien, weil er sich nicht genau erinnern kénne. Um Asyl habe er in
keinem anderen Land angesucht. Er sei in Griechenland, Italien und Serbien von den Behdrden angehalten worden.
Ihn Griechenland sei er zwei Jahre gewesen, in Italien vier Stunden, in Serbien 27 Tage. Er habe nicht in diesen Landern
bleiben wollen, weil sein Bruder hier in Osterreich sei. Es seien arme Lander.

Ein durchgefuhrter Abgleich seiner Fingerabdruckdaten in der Eurodac-Datenbank ergab einen Treffer (GR1...).
Demnach wurden ihm am 26.01.2008 in Tayros, Griechenland, als "Asylbewerber" Fingerabdriicke abgenommen.
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Auf Vorhalt des Eurodac-Treffers brachte er in der Erstbefragung vor, dass er in Griechenland keine Einvernahmen
gehabt, sondern gleich einen Landesverweis bekommen habe. Es kiimmere sich dort niemand um Asylwerber, diese
wirden sich alle in einem Park aufhalten. Man werde dort wie ein Tier behandelt.

3. Am 27.11.2009 Ubermittelte das Bundesasylamt an Griechenland ein Aufnahmegesuch gemall Art 10 Abs 2 der
Dublin [I-VO und ersuchte um Beantwortung bis langstens 28.12.2009.3. Am 27.11.2009 Ubermittelte das
Bundesasylamt an Griechenland ein Aufnahmegesuch gemaf3 Artikel 10, Absatz 2, der Dublin 1I-VO und ersuchte um
Beantwortung bis langstens 28.12.2009.

4. Am 04.12.2009 wurde dem Beschwerdefuhrer gemafR§ 29 Abs 3 AsylG 2005 mitgeteilt, dass das Bundesasylamt
beabsichtige, seinen Antrag auf internationalen Schutz zurlickzuweisen (884, 5 AsylG und 68/1 AVG), seit 27.11.2009
Dublin-Konsultationen mit Griechenland fihre wund durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des
Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.4. Am 04.12.2009 wurde dem Beschwerdeflihrer gemal Paragraph 29, Absatz
3, AsylG 2005 mitgeteilt, dass das Bundesasylamt beabsichtige, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen (884, 5 AsylG und 68/1 AVG), seit 27.11.2009 Dublin-Konsultationen mit Griechenland fuhre und durch

diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.

5. Am 11.12.2009 teilte der Beschwerdeflhrer mit, nunmehr von Rechtsanwalt Edward W. Daigneault vertreten zu

werden.

6. Am 29.01.2010 wurde der Beschwerdefuhrer in Anwesenheit eines Rechtsberaters zu Wahrung des Parteiengehdrs

niederschriftlich einvernommen.

Dabei brachte er nach Belehrung Uber die ihn treffenden wesentlichen Mitwirkungsverpflichtungen und Hinweis auf
das Neuerungsverbot im Wesentlichen vor, dass er Afghanistan 1996 verlassen habe und circa sieben Jahre in Pakistan
gelebt habe. Dann habe er dreieinhalb Jahre im Iran gelebt, sei jedoch dann nach Afghanistan abgeschoben worden.
Nach einem Monate sei er wieder in den Iran gereist und dort eineinhalb Monate geblieben. Dann sei er Uber die
Tarkei, wo er rund zweieinhalb Monate gewesen sei, nach Griechenland gereist. Dort sei er dreizehn Tage in einem
Fluchtlingscamp gewesen, wo auch seine Fingerabdricke abgenommen worden seien. Dann habe er einen
Landesverweis erhalten, wobei ihm die Polizei mitgeteilt habe, er kénne in Athen einen Asylantrag stellen und wirde
dann staatliche Unterstitzung bekommen. Dies hatte er versucht, habe jedoch nichts bekommen. Daraufhin habe er
auf der StraBBe bzw. in Parks gelebt. Manchmal habe er von der Kirche etwas zu essen bekommen. So habe er rund
eineinhalb Jahre gelebt und sei wahrend dieser Zeit auch wegen seines illegalen Aufenthalts acht oder neun Mal von
der Polizei festgenommen worden, manchmal fur einige Stunden, manchmal fur einige Wochen.

Er habe auch versucht, seinen Aufenthalt durch einen Asylantrag zu legaliseiren, was ihm nicht gelungen sei.

Im August 2009 wurde er dann von zehn bis finfzehn Afghanen geschlagen. Diese seien Feinde seines in Osterreich
lebenden Bruders gewesen. Er habe sich diesbezlglich nicht an die Polizei gewandt, weil dies nichts bringe.

Auf einem LKW versteckt sei er dann nach Italien gereist, wo er jedoch bereits nach vier Stunden erwischt und nach
Griechenland zurtickgeschickt worden sei. Nach rund einem Monat dort sei er iber Mazedonien, Serbien und Ungarn
nach Osterreich gereist.

Der Beschwerdefiihrer gab weiters an, dass sein Bruder in Osterreich den Status eines subsididr Schutzberechtigten
habe und er einige Nachte bei diesem verbracht habe. Vor circa sechs Jahren hatte er den Kontakt zu diesem verloren
gehabt. Seit der Kontakt wieder bestehe, unterstitze ihn sein Bruder alle zwei bis drei Monate finanziell.

Gegen die geplante Uberstellung nach Griechenland wandte der Beschwerdeflhrer ein, dass sein Leben dort wegen
der Feinde seines Bruders in Gefahr sei. Weiters sei er mehrfach von der griechischen Polizei geschlagen worden.

Weiters wurden dem Beschwerdeflhrer Landerfeststellungen zu Griechenland vorgehalten.

Ferner gab er an, gemeinsam mit seinem Bruder in einem Haushalt leben zu wollen, wie dies in Afghanistan und
Pakistan der Fall gewesen sei.

7. Am 01.03.2010 wurde der Beschwerdefiihrer neuerlich in Anwesenheit eines Rechtsberaters niederschriftlich

einvernommen.
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Dabei gab er an, an einer Hautkrankheit zu leiden und vom Arzt eine Creme verschrieben bekommen zu haben. Seit
einer Woche leide er auch an Kopfschmerzen, wenn es sehr laut sei.

Dass sein Bruder in Osterreich wohne, habe er etwa im Mai 2009 erfahren und habe er dann auch telefonischen
Kontakt herstellen kénnen. Zuvor sei der Kontakt fur etwa sechs Jahre abgerissen gewesen. Derzeit wirden sie taglich

telefonieren, manchmal unterstltze ihn der Bruder finanziell.

Gegen die geplante Uberstellung nach Griechenland wandte der Beschwerdefiihrer neuerlich ein, dass er dort
einerseits von Polizisten geschlagen worden sei, weiters auch von Feinden seines Bruders. In Griechenland sei er circa

zwei Jahre aufhaltig gewesen, der Vorfall mit den Feinden seines Bruders habe sich Ende Juni/Anfang Juli 2009 ereignet.
Von der Polizei sei er einmal geschlagen worden.

Dem Rechtsberater wurde in dieser Einvernahme die Mdglichkeit gegeben, Fragen oder Antrage zu stellen. Dieser
machte davon keinen Gebrauch.

8. Am 17.03.2010 Ubermittelte das Bundesasylamt an Griechenland ein Wiederaufnahmegesuch gemaf3 Art 16 Abs 1 lit
¢ der Dublin 1I-VO und ersuchte um Beantwortung bis langstens 01.04.2010.8. Am 17.03.2010 Ubermittelte das
Bundesasylamt an Griechenland ein Wiederaufnahmegesuch gemald Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, der Dublin II-VO
und ersuchte um Beantwortung bis langstens 01.04.2010.

Darin wurde angefuihrt, dass das auf Art 10 Abs 2 Dublin 1I-VO gestutzte Aufnahmeersuchen vom 27.11.2009 auf einem
Irrtum beruht habe, weil der Beschwerdefihrer in Griechenland bereits um Asyl angesucht habe.Darin wurde
angefuhrt, dass das auf Artikel 10, Absatz 2, Dublin 1I-VO gestitzte Aufnahmeersuchen vom 27.11.2009 auf einem

Irrtum beruht habe, weil der Beschwerdefuhrer in Griechenland bereits um Asyl angesucht habe.
Obwohl bereits eine Zustandigkeit Griechenlands durch Verfristung eingetreten sei, erfolge diese neue Anfrage.

9. Am 18.03.2010 wurde dem Beschwerdefihrer gemal3§ 29 Abs 3 AsylG 2005 mitgeteilt, dass das Bundesasylamt
beabsichtige, seinen Antrag auf internationalen Schutz zurlickzuweisen (884, 5 AsylG und 68/1 AVG), seit 17.03.2010
Dublin-Konsultationen mit Griechenland fihre wund durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des
Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.9. Am 18.03.2010 wurde dem Beschwerdeflhrer gemal Paragraph 29, Absatz
3, AsylG 2005 mitgeteilt, dass das Bundesasylamt beabsichtige, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen (884, 5 AsylG und 68/1 AVG), seit 17.03.2010 Dublin-Konsultationen mit Griechenland fuhre und durch

diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.

10. Am 02.04.2010 teilte das Bundesasylamt Griechenland in einem "Transfer request" mit, dass von einer
Zustimmungsfiktion Griechenlands auf Grund von Verfristung gemal3 Art 20 Abs 1 lit ¢ Dublin II-VO ausgegangen
werde, da nicht innerhalb der Frist geantwortet worden war.10. Am 02.04.2010 teilte das Bundesasylamt Griechenland
in einem "Transfer request" mit, dass von einer Zustimmungsfiktion Griechenlands auf Grund von Verfristung gemaf}

Artikel 20, Absatz eins, Litera ¢, Dublin 1I-VO ausgegangen werde, da nicht innerhalb der Frist geantwortet worden war.

11. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 08.04.2010 wurde der Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen
Schutz gemaR § 5 Abs 1 AsylG 2005 ohne in die Sache einzutreten als unzuldssig zurtickgewiesen. Fur die Prufung des
Antrages auf internationalen Schutz sei gemal3 "Artikel 16 (1) (c) iVm 20 (1) (c) der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des
Rates Griechenland zustandig (Spruchpunkt I.).11. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 08.04.2010 wurde der Antrag
des Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 ohne in die Sache
einzutreten als unzuldssig zurlckgewiesen. Fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz sei gemal "Artikel
16 (1) (c) in Verbindung mit 20 (1) (c) der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates Griechenland zustandig
(Spruchpunkt rémisch eins.).

GemaR § 10 Abs 1 Z 1 AsylG wurde die Ausweisung des Beschwerdefuhrers aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet
nach Griechenland verfugt und erklart, dass demzufolge die Zurtickweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung nach
Griechenland gemaR 8 10 Abs 4 AsylG zulassig sei (Spruchpunkt I1.).Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG
wurde die Ausweisung des Beschwerdefuhrers aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Griechenland verfiigt und
erklart, dass demzufolge die Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung nach Griechenland gemaR Paragraph
10, Absatz 4, AsylG zulassig sei (Spruchpunkt rémisch zwei.).
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Das Bundesasylamt stellte fest, dass der BeschwerdefUhrer Staatsangehdriger von Afghanistan sei und an keinen
lebensbedrohlichen Krankheiten leide. Der Bruder des Beschwerdefihrers halte sich in Osterreich auf.

Das Bundesasylamt setzte sich mit der malRgeblichen Lage im als zustandig erachteten Staat auseinander, wobei die im
Bescheid dargestellte Auswahl an Quellen zur Situation in Griechenland durch die Staatendokumentation (§ 60 AsylG)
erfolgte. Berucksichtigt wurden dabei sowohl Berichte staatlicher als auch solche nichtstaatlicher Organisationen. Die
Feststellungen setzen sich dabei konkret mit dem griechischen Asylverfahren und der (Versorgungs)Situation fur
Asylwerber in Griechenland in Recht und Praxis auseinander, wobei auf die Riickkehrsituation nach einem Dublin 1I-VO
- Verfahren besonders Bezug genommen wird.Das Bundesasylamt setzte sich mit der maligeblichen Lage im als
zustandig erachteten Staat auseinander, wobei die im Bescheid dargestellte Auswahl an Quellen zur Situation in
Griechenland durch die Staatendokumentation (Paragraph 60, AsylG) erfolgte. Berlcksichtigt wurden dabei sowohl
Berichte staatlicher als auch solche nichtstaatlicher Organisationen. Die Feststellungen setzen sich dabei konkret mit
dem griechischen Asylverfahren und der (Versorgungs)Situation fur Asylwerber in Griechenland in Recht und Praxis

auseinander, wobei auf die Riickkehrsituation nach einem Dublin 1I-VO - Verfahren besonders Bezug genommen wird.

Zusammenfassend ergibt sich daraus, dass es zwar Mangel im griechischen Asylverfahren und in der Versorgungslage
gibt, jedoch Dublin II-VO Rulckkehrer Zugang zum Asylverfahren und Versorgungsleistungen haben bzw. das zum
Leben Notwendige erlangen kdénnen. Die Unterbringung in staatlichen Einrichtungen kann oft langere Zeit in Anspruch
nehmen. Vulnerable Personen werden dabei prioritar behandelt. Die Lage ist fir diese Personen im Allgemeinen nicht
dergestalt, dass generell die reale Gefahr bestiinde, dass eine Uberstellung insbesondere gegen Art 3 EMRK verstoRRen
wlrde.Zusammenfassend ergibt sich daraus, dass es zwar Mangel im griechischen Asylverfahren und in der
Versorgungslage gibt, jedoch Dublin II-VO Ruckkehrer Zugang zum Asylverfahren und Versorgungsleistungen haben
bzw. das zum Leben Notwendige erlangen kdénnen. Die Unterbringung in staatlichen Einrichtungen kann oft langere
Zeit in Anspruch nehmen. Vulnerable Personen werden dabei prioritdr behandelt. Die Lage ist fur diese Personen im
Allgemeinen nicht dergestalt, dass generell die reale Gefahr bestiinde, dass eine Uberstellung insbesondere gegen
Artikel 3, EMRK verstoRen wirde.

Unter anderem wird im Bescheid auf Grundlage der zitierten Quellen dargestellt, dass sowohl bei der Ankunft am
Flughafen als auch bei Antragstellung Flichtlinge ein Merkblatt mit den Adressen der in Griechenland agierenden
Fluchtlingshilfeorganisationen erhalten wirden, an die sich der Asylwerber um Unterstitzung und Rechtsberatung
wenden kann. Insbesondere das Greek Refugee Council biete - teilweise auch mit Finanzierung durch griechische
Ministerien - eine spezialisierte Rechtsberatung fiir Dublin-Ruckkehrer an, was auch eine Vertretung in Verfahren vor
der Rechtsmittelinstanz (Staatsrat) umfasse.

Dublin 1I-VO Ruckkehrer wirden bei der Ankunft am Flughafen Athen idR nicht in Haft genommen.

Bei ihrer Ruckkehr nach Griechenland wirden Asylwerber ein offizielles Dokument ausgestellt erhalten, eine sog. "pink
card". Asylwerber, die im Rahmen eines Aufnahmeverfahren, somit Personen, die noch nie in Griechenland um Asyl
angesucht haben, nach Griechenland (iberstellt werden, haben nach erfolgter Uberstellung Zugang zum
Asylverfahren. Soweit das Dublinbiiro von der Uberstellung einer Person aus einem Mitgliedstaat nach Athen
informiert wird, gibt es diese Information an die Flughafenbehérde weiter. Der Uberstellte erhalt dann die Méglichkeit,
einen Asylantrag zu stellen. Soweit ein Asylantrag gestellt wird, erfolgt eine Anhdrung unter Zuziehung einer
sprachkundigen Person. Wenn der Betreffende keinen Asylantrag stellen will, werde er in ein anderes Verfahren
Ubergefuhrt. Es wirden keine Asylwerber auBer Landes gebracht werden, solange das Asylverfahren nicht nach den
Bestimmungen des Art. 33 Abs. 1 GFK und anderer internationaler Abkommen beendet worden sei. Der faktische
Zugang zum Asylverfahren in Griechenland sei fiir Rickuberstellte nach der Dublin II-Verordnung gegeben. Auch in
jenen Fallen, in denen in Griechenland bereits ein Asylverfahren begonnen habe oder abgeschlossen sei, ware der
Zugang weiterhin gegeben.Bei ihrer Riuckkehr nach Griechenland wirden Asylwerber ein offizielles Dokument
ausgestellt erhalten, eine sog. "pink card". Asylwerber, die im Rahmen eines Aufnahmeverfahren, somit Personen, die
noch nie in Griechenland um Asyl angesucht haben, nach Griechenland Uberstellt werden, haben nach erfolgter
Uberstellung Zugang zum Asylverfahren. Soweit das Dublinbiiro von der Uberstellung einer Person aus einem
Mitgliedstaat nach Athen informiert wird, gibt es diese Information an die Flughafenbehérde weiter. Der Uberstellte
erhalt dann die Moglichkeit, einen Asylantrag zu stellen. Soweit ein Asylantrag gestellt wird, erfolgt eine Anhdérung
unter Zuziehung einer sprachkundigen Person. Wenn der Betreffende keinen Asylantrag stellen will, werde er in ein
anderes Verfahren Ubergefihrt. Es wirden keine Asylwerber aufl3er Landes gebracht werden, solange das
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Asylverfahren nicht nach den Bestimmungen des Artikel 33, Absatz eins, GFK und anderer internationaler Abkommen
beendet worden sei. Der faktische Zugang zum Asylverfahren in Griechenland sei fir Rickuberstellte nach der Dublin
[I-Verordnung gegeben. Auch in jenen Fallen, in denen in Griechenland bereits ein Asylverfahren begonnen habe oder
abgeschlossen sei, ware der Zugang weiterhin gegeben.

Von der schwedischen Migrationsbehdrde seien 26 Falle, welche von Schweden im Rahmen eines Dublin Verfahrens
rackuberstellt wurden, gepruft. Die Untersuchung ergab, dass fur alle 26 Personen ein inhaltliches Asylverfahren in
Griechenland im Laufen war und jedenfalls keine Kettenabschiebung erfolgt sei oder das Verfahren nicht wieder
aufgenommen worden ware. Im Zuge eines Berufungsverfahrens am England and Wales Court of Appeal (Civil Division)
werde seitens der berufenden Behorde (The Secretary of State for Home Department) durch Verweis auf
Stellungnahmen griechischer Behoérden, von Amnesty International und der Dublineinheit des Norwegian Directorate
of Immigration angefuhrt, dass, trotz gewichtiger Bedenken Uber Mangel im griechischen Asylverfahren, es keine
Hinweise darauf gibt, dass Asylwerber nach ihrer Rickfihrung nach Griechenland in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran,
Somalia oder Sudan unter Verletzung der non-refoulement Bestimmungen abgeschoben wirden bzw. dass die
Rickfihrung von Asylwerbern unter der Dublin-Verordnung eine Verletzung oder gar einen Bruch der Bestimmungen
des Artikels 3 der EMRK darstellten.

In einem Verfahren am Europaischen Gerichtshof fur Menschenrechte (von England nach Griechenland
abzuschiebender iranischer Staatsangehoriger) komme der Gerichtshof zum Schluss, dass, trotz vieler Bedenken
bezlglich der Fluchtlingssituation, in Griechenland derzeit kein Risiko fur riickiberstellte Flichtlinge bestehe in Lander
wie Afghanistan, Irak, Iran oder Somalia abgeschoben zu werden und diese der realen Gefahr einer dem Sinn des
Artikels 3 der EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt waren. Weiters wird festgehalten, dass Asylwerber in
Griechenland das Recht auf Berufung gegen jegliche Abschiebungsbeschlisse hatten und es weiters keine Hinweise
darauf gebe, dass ihnen die Mdoglichkeit seitens der griechischen Behdrden verwehrt werde beim Europdischen
Gerichtshof fir Menschenrechte um voribergehende MalRnahmen im Falle einer drohenden Ausweisung "under Rule
39 of the Rules of the Court" einzufordern. Niemand werde aus dem alleinigen Grund einer Asylantragsstellung
inhaftiert. Jedes Ausweisungsverfahren, ob es nun Fremde oder Asylwerber betreffe, welche zuvor aufgrund illegaler
Einreise inhaftiert gewesen seien, biete mehrere Mdglichkeiten, Rechtsmittel einzulegen. So lange nicht alle
Phasen/Instanzen des Asylverfahrens abgeschlossen seien, werde niemand ausgewiesen. Das "Non-refoulement"-
Prinzip werde nicht nur bei der eigentlichen Asylentscheidung berucksichtigt, sondern auch nochmals unmittelbar
bevor eine Abschiebung in den Herkunftsstaat vollzogen werde, einer umfassenden Prifung unterzogen. Daruber
hinaus kénne der jeweilige Generalsekretar der Region eine Abschiebung jederzeit abbrechen, wenn Gefahr fur das
Leben oder Gesundheit des Abzuschiebenden bestehe. Eine direkte Gefahr eines VerstoRBes gegen das "Non-
refoulment"-Gebot seitens Griechenlands werde seitens des Bundesamtes fiir Migration und Fluchtlinge aufgrund
einer durchgefihrten Dienstreise vom 23.11. - 28.11.2008 nicht gesehen. Griechenland gewdhre Asyl entsprechend der
Bestimmungen der UN-Konvention 1951 und des Protokolls von 1967.

Jeder Asylwerber habe dieselben Rechtsschutzméglichkeiten gegen Ubergriffe der Polizei vorzugehen wie jeder andere
griechische Burger. Vereinzelte Polizeilbergriffe auf Asylwerber in Griechenland seinen bekannt und unterlagen der
Untersuchung durch das Bureau of Internal Affairs, wobei jedoch - nach Ansicht der Berichterstatter - nicht immer mit
der notwendigen Konsequenz vorgegangen werde. Polizeilibergriffe gegentber Fliichtlingen kénnen von diesen nach
dem Strafgesetzbuch verfolgt werden. Betroffenen hatten die Moglichkeit bei VerstdfRen seitens der Polizei
entsprechend der Bestimmungen im Strafgesetzbuch vorzugehen. Ein systematisches gewaltbereites Vorgehen der
griechischen Polizei gegen Personen, die nach der Dublin II-VO nach Griechenland rickiberstellt werden, sei nicht
ersichtlich.

Ausgehend von negativer Kritik am griechischen Asylwesen in den Berichten habe das Schwedische Migrationsamt im
April 2008 eine Fact Finding Mission nach Griechenland unternommen. Im abschlieBenden Bericht werde festgestellt,
dass sich keine ausreichenden Grinde ergeben, weder humanitdrer noch sonstiger Art, bei Griechenland eine
generelle Ausnahme vom Vollzug der Dublin Il VO zu machen. Wahrend die Aufnahme von Erwachsenen auf einem
akzeptablen Niveau stehe, zeigten sich was die Aufnahme allein reisender Kinder betrifft Probleme, wie die
Unterbringung in geschlossenen Raumlichkeiten. Am 13. November 2007 habe Griechenland einen Prasidialerlass
angenommen, mit dem die rechtlichen Regelungen der Aufnahmerichtlinie umgesetzt wurden. Laut diesem Erlass solle
der Staat Asylsuchenden Unterkunft und ein fir die Befriedigung der Grundbediirfnisse ausreichendes Tagegeld zur



Verflgung stellen. 2007 und 2008 wurden zusatzliche Aufnahmezentren erdffnet, die vollig neu errichtet wurden
[Samos flir 280 Personen (Dezember 2007), Kyprinos fur 378 Personen (Juni 2007). Das Zentrum kann fur eine
Kapazitat auf 500 Personen erweitert werden. Amygdaleza (Attica): Spezielles Aufnahmezentrum fir Minderjahrige fur
40 Personen (April 2008). Das Zentrum kann auf 54 Personen erweitert werden. Sparta (Lakonia) fur 60 Personen (ab
Sommer 2008)]. Wahrend des Asylverfahrens hat jeder Asylwerber Zugang zu offentlicher medizinischer und
gesundheitlicher Versorgung. Weiters darf er/sie legal wahrend dieser Zeit einer Arbeit nachgehen, Kinder haben das
Recht eine Schule und freie Sprach- und Ausbildungskurse zu besuchen. Soweit Uberstellte nicht (iber Kontakte zu
Freunden oder Verwandten verfigen, wird Uber das Gesundheitsministerium eine Unterkunft in einer
Aufnahmeeinrichtung bzw. in Hotels oder Mietwohnungen fiir den Asylwerber gesucht. Der Uberstellte erhilt eine
"rosa Karte", auf der entweder bereits eine Adresse eingetragen ist oder mit der er sich zu einer Registrierung einer
Adresse innerhalb von finf Tagen in der Petrou Ralli Str. melden muss. Diese Karte sei kein Aufenthaltstitel, berechtigt
jedoch zur Ausbildungs- sowie Arbeitsaufnahme und begriindet einen Firsorgeanspruch. Das Prasidialdekret
668/18.05.2005 gewahre freie medizinische Versorgung flr Asylwerber und Fliichtlinge, die nicht versichert sind oder
die nicht Gber die Mittel verfigen diese Kosten selbst zu bestreiten. Die medizinische Versorgung umfasse freien
Aufenthalt in 6ffentlichen Krankenhdusern. Um das Recht auf freie medizinische Betreuung zu konsumieren, missten
Asylwerber im Besitz einer speziellen Asylwerberkarte und Flichtlinge in Besitz einer Flichtlingsidentitatskarte sein.
Asylwerber hatten das Recht in den Aufnahmezentren eine Unterkunft zu erhalten. Durch die Ausstellung der "pink
card" bestehe daruber hinaus voller Zugang zum griechischen Gesundheitssystem fiir Asylwerber. Asylwerber werde
die gleiche Gesundheitsversorgung zuteil wie griechischen Staatsbirgern auch. Spezielle Aufnahmelager (sog.
"geschlossene Zentren") fur illegale Immigranten wirden durch die griechische Polizei bewacht.
Fluchtlingsaufnahmelager (sog. "offene Zentren") wirden durch das Ministerium fur Gesundheit und soziale Solidaritat
betreut werden. In diesen Zentren gebe es speziell ausgebildetes, wissenschaftliches Personal (Arzte, Sozialarbeiter,
etc.), welches die Versorgung von Immigranten mit speziellen Bedurfnissen sicherstelle. Die Unterbringung von
Familien erfolge zusammen in einem Zimmer. Einzelne Manner und Frauen wirden getrennt untergebracht.
Verpflegung werde ausreichend gewahrt und sei individuell auf religiose oder kulturelle Bedurfnisse abgestimmt.
Personen mit posttraumatischem Syndrom wirden in speziellen Unterkinften mit entsprechenden
Betreuungsmoglichkeiten untergebracht werden. Folteropfer wirden dartber hinaus auch von der "Medical
Rehabilitation Centre for Victims of Torture" betreut und bei Bedarf einer erforderlichen Therapie zugefiihrt. Wenn fur
einen Asylwerber eine medizinische Betreuung auRerhalb des Aufnahmelagers von Noten sein sollte, werde dieser von
einem Angehdrigen einer NGO begleitet, um allfalligen Verstandnisproblemen vorzubeugen. Die NGO;s wirden fur
dieses Service von der Regierung bezahlt. DarUber hinaus gebe es auch direkt an den Aufnahmelagern medizinische
Versorgungsmoglichkeiten. Ein Arzt bzw. eine Krankenschwester sei oft verfligbar. Sollte in den Aufnahmelagern eine
Erkrankung diagnostiziert werden, die eine Behandlung in einem o6ffentlichen Spital erforderlich mache, werde der
Asylwerber entsprechend an ein Krankenhaus Gberwiesen. Asylwerber kdnnten auch eine befristete Arbeitsbewilligung
far die Dauer des Verfahrens beantragen und Asylwerbern unter 18 Jahren werde kostenlose Schulbildung ermdoglicht.
Asylwerber kdnnten sich wahrend des Verfahrens frei im Land bewegen, vorausgesetzt die Behdrden werden Uber den
jeweiligen aktuellen Aufenthaltsort rechtzeitig informiert. Entsprechend dem Prasidialdekret 220, durch welche die
Aufnahmerichtlinie in griechisches Recht umgesetzt wurde, seien alle Asylwerber auf Unterbringung
anspruchsberechtigt, wenn sie danach fragen. Ein systematischer Ausschluss von Versorgungsleistungen liege nicht
vor. Es bestiinden zwar Probleme bei der Unterbringung, jedoch wuirden die griechischen Behorden und die
Fluchtlingshilfeorganisationen diesbeziiglich Abhilfe schaffen, was ihnen auch in einer nennenswerten Anzahl von
Fallen gelinge.Ausgehend von negativer Kritik am griechischen Asylwesen in den Berichten habe das Schwedische
Migrationsamt im April 2008 eine Fact Finding Mission nach Griechenland unternommen. Im abschlieBenden Bericht
werde festgestellt, dass sich keine ausreichenden Griinde ergeben, weder humanitdrer noch sonstiger Art, bei
Griechenland eine generelle Ausnahme vom Vollzug der Dublin romisch zwei VO zu machen. Wahrend die Aufnahme
von Erwachsenen auf einem akzeptablen Niveau stehe, zeigten sich was die Aufnahme allein reisender Kinder betrifft
Probleme, wie die Unterbringung in geschlossenen Raumlichkeiten. Am 13. November 2007 habe Griechenland einen
Prasidialerlass angenommen, mit dem die rechtlichen Regelungen der Aufnahmerichtlinie umgesetzt wurden. Laut
diesem Erlass solle der Staat Asylsuchenden Unterkunft und ein fir die Befriedigung der Grundbedurfnisse
ausreichendes Tagegeld zur Verfugung stellen. 2007 und 2008 wurden zusatzliche Aufnahmezentren eréffnet, die vollig
neu errichtet wurden [Samos fur 280 Personen (Dezember 2007), Kyprinos fur 378 Personen (Juni 2007). Das Zentrum



kann flr eine Kapazitat auf 500 Personen erweitert werden. Amygdaleza (Attica): Spezielles Aufnahmezentrum fur
Minderjahrige fur 40 Personen (April 2008). Das Zentrum kann auf 54 Personen erweitert werden. Sparta (Lakonia) fur
60 Personen (ab Sommer 2008)]. Wahrend des Asylverfahrens hat jeder Asylwerber Zugang zu offentlicher
medizinischer und gesundheitlicher Versorgung. Weiters darf er/sie legal wahrend dieser Zeit einer Arbeit nachgehen,
Kinder haben das Recht eine Schule und freie Sprach- und Ausbildungskurse zu besuchen. Soweit Uberstellte nicht
Uber Kontakte zu Freunden oder Verwandten verflgen, wird Uber das Gesundheitsministerium eine Unterkunft in
einer Aufnahmeeinrichtung bzw. in Hotels oder Mietwohnungen fiir den Asylwerber gesucht. Der Uberstellte erhélt
eine "rosa Karte", auf der entweder bereits eine Adresse eingetragen ist oder mit der er sich zu einer Registrierung
einer Adresse innerhalb von fiinf Tagen in der Petrou Ralli Str. melden muss. Diese Karte sei kein Aufenthaltstitel,
berechtigt jedoch zur Ausbildungs- sowie Arbeitsaufnahme und begriindet einen Firsorgeanspruch. Das
Prasidialdekret 668/18.05.2005 gewdhre freie medizinische Versorgung fir Asylwerber und Flichtlinge, die nicht
versichert sind oder die nicht Uber die Mittel verfligen diese Kosten selbst zu bestreiten. Die medizinische Versorgung
umfasse freien Aufenthalt in o6ffentlichen Krankenhdusern. Um das Recht auf freie medizinische Betreuung zu
konsumieren, mussten Asylwerber im Besitz einer speziellen Asylwerberkarte und Flichtlinge in Besitz einer
Fluchtlingsidentitatskarte sein. Asylwerber hatten das Recht in den Aufnahmezentren eine Unterkunft zu erhalten.
Durch die Ausstellung der "pink card" bestehe darlber hinaus voller Zugang zum griechischen Gesundheitssystem fir
Asylwerber. Asylwerber werde die gleiche Gesundheitsversorgung zuteil wie griechischen Staatsbirgern auch.
Spezielle Aufnahmelager (sog. "geschlossene Zentren") fir illegale Immigranten wirden durch die griechische Polizei
bewacht. Fluchtlingsaufnahmelager (sog. "offene Zentren") wiirden durch das Ministerium fir Gesundheit und soziale
Solidaritat betreut werden. In diesen Zentren gebe es speziell ausgebildetes, wissenschaftliches Personal (Arzte,
Sozialarbeiter, etc.), welches die Versorgung von Immigranten mit speziellen Bedurfnissen sicherstelle. Die
Unterbringung von Familien erfolge zusammen in einem Zimmer. Einzelne Manner und Frauen wirden getrennt
untergebracht. Verpflegung werde ausreichend gewdahrt und sei individuell auf religiose oder kulturelle Bedrfnisse
abgestimmt. Personen mit posttraumatischem Syndrom wirden in speziellen Unterkiinften mit entsprechenden
Betreuungsmoglichkeiten untergebracht werden. Folteropfer wirden darUber hinaus auch von der "Medical
Rehabilitation Centre for Victims of Torture" betreut und bei Bedarf einer erforderlichen Therapie zugefiihrt. Wenn fur
einen Asylwerber eine medizinische Betreuung auRerhalb des Aufnahmelagers von Noten sein sollte, werde dieser von
einem Angehdrigen einer NGO begleitet, um allfalligen Verstandnisproblemen vorzubeugen. Die NGO;s wirden fur
dieses Service von der Regierung bezahlt. DarUber hinaus gebe es auch direkt an den Aufnahmelagern medizinische
Versorgungsmoglichkeiten. Ein Arzt bzw. eine Krankenschwester sei oft verfligbar. Sollte in den Aufnahmelagern eine
Erkrankung diagnostiziert werden, die eine Behandlung in einem o&ffentlichen Spital erforderlich mache, werde der
Asylwerber entsprechend an ein Krankenhaus Gberwiesen. Asylwerber konnten auch eine befristete Arbeitsbewilligung
far die Dauer des Verfahrens beantragen und Asylwerbern unter 18 Jahren werde kostenlose Schulbildung ermdoglicht.
Asylwerber kénnten sich wahrend des Verfahrens frei im Land bewegen, vorausgesetzt die Behdrden werden Uber den
jeweiligen aktuellen Aufenthaltsort rechtzeitig informiert. Entsprechend dem Prasidialdekret 220, durch welche die
Aufnahmerichtlinie in griechisches Recht umgesetzt wurde, seien alle Asylwerber auf Unterbringung
anspruchsberechtigt, wenn sie danach fragen. Ein systematischer Ausschluss von Versorgungsleistungen liege nicht
vor. Es bestiinden zwar Probleme bei der Unterbringung, jedoch wirden die griechischen Behodrden und die
Fluchtlingshilfeorganisationen diesbeziglich Abhilfe schaffen, was ihnen auch in einer nennenswerten Anzahl von
Fallen gelinge.

Beweiswurdigend wird ausgefuhrt, dass der Beschwerdeflhrer an keiner lebensbedrohlichen Erkrankung leide und die
medizinische Grundversorgung in Griechenland gegeben sei.

Zum Familienleben des Beschwerdefihrers wurde ausgefihrt, dass dieser in Afghanistan und Pakistan mit seinem
Bruder zusammengelebt habe. Etwa sechs Jahre habe kein Kontakt bestanden, ehe der Beschwerdefthrer im Mai 2009
in Griechenland telefonischen Kontakt zu seinem in Osterreich aufhaltigen Bruder herstellen habe kénnen. Die Briider
wulrden nicht in einem gemeinsamen Haushalt leben, gelegentlich werde der Beschwerdefiihrer von seinem Bruder

finanziell unterstitzt.

Die Angaben, dass der BeschwerdefUhrer in Griechenland von Polizisten geschlagen worden sei, seien widerspruchlich
gewesen. Ebenso kénne dem Vorbringen, der Beschwerdeflihrer sei in Griechenland von Feinden seinen Bruders
geschlagen worden, kein Glauben geschenkt werden.



Spruchpunkt I. wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass das Ermittlungsverfahren die Zustandigkeit von
Griechenland gemaR Art 16 Abs 1 lit ¢ iVm 20 Abs 1 lit ¢ Dublin 1I-VO ergeben habe. Dass dieser Staat nicht bereit ware,
den Beschwerdefuhrer einreisen zu lassen und den Antrag auf internationalen Schutz zu prifen bzw. die ihn aus der
Dublin 1I-VO treffenden Verpflichtungen zu erfullen, habe das Verfahren nicht ergeben.Spruchpunkt rémisch eins.
wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass das Ermittlungsverfahren die Zustandigkeit von Griechenland gemaR
Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, in Verbindung mit 20 Absatz eins, Litera c, Dublin II-VO ergeben habe. Dass dieser Staat
nicht bereit ware, den Beschwerdeftihrer einreisen zu lassen und den Antrag auf internationalen Schutz zu prifen bzw.

die ihn aus der Dublin 1I-VO treffenden Verpflichtungen zu erflllen, habe das Verfahren nicht ergeben.

Es sei festzustellen, dass in Griechenland, einem Mitgliedstaat der Europadischen Union als einer Rechts- und
Wertegemeinschaft und des Europarates, mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die Gefahr einer Verletzung der EMRK
im gegenstandlichen Zusammenhang nicht eintreten wird. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR oder aus dem
sonstigen Amtswissen lasse sich eine systematische, notorische Verletzung fundamentaler Menschenrechte in

Griechenland keinesfalls erkennen.

Ein vom Beschwerdefiihrer im besonderen Mal3e substantiiertes und glaubhaftes Vorbringen betreffend das Vorliegen
besonderer, bescheinigter exzeptioneller Umstande, die die im konkreten Fall die reale Gefahr einer mal3geblichen
Verletzung der EMRK im Falle einer Uberstellung ernstlich méglich erscheinen lassen, sei im Verfahren nicht
hervorgekommen.

Die Regelvermutung des8 5 Abs 3 AsylG treffe daher zu.Die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG treffe

daher zu.

Es habe sich im Ergebnis kein Anlass fur die Austibung des Selbsteintrittsrechtes gemal3 Art 3 Abs 2 Dublin II-VO
ergeben, weshalb spruchgemal’ zu entscheiden gewesen ware.Es habe sich im Ergebnis kein Anlass fur die Ausiibung
des Selbsteintrittsrechtes gemal3 Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO ergeben, weshalb spruchgemal zu entscheiden

gewesen ware.

Hinsichtlich Spruchpunkt Il. verneinte das Bundesasylamt das Vorhandensein eines relevanten Familienlebens des
Beschwerdefiihrers in Osterreich, zumal keine besondere Abhéngigkeit oder besonders enge Bindung zu seinem
Bruder bestunde.Hinsichtlich Spruchpunkt rémisch zwei. verneinte das Bundesasylamt das Vorhandensein eines
relevanten Familienlebens des Beschwerdefuhrers in Osterreich, zumal keine besondere Abhéngigkeit oder besonders
enge Bindung zu seinem Bruder bestinde.

Zum Recht auf Privatleben fihrt das Bundesasylamt aus, dass eine Ausweisung gerechtfertigt sei.
Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestitztes Aufenthaltsrecht der beschwerdeflihrenden Partei liege auch nicht vor.

Es wirden sich auch keine in der Person der beschwerdefihrenden Partei gelegenen Grinde, die nicht auf Dauer sind,
ergeben haben, wodurch die Durchfuhrung der Ausweisung fur die notwendige Zeit aufzuschieben ware (810 Abs 3
AsylG).Es wirden sich auch keine in der Person der beschwerdefiihrenden Partei gelegenen Griinde, die nicht auf
Dauer sind, ergeben haben, wodurch die Durchfuhrung der Ausweisung fur die notwendige Zeit aufzuschieben ware
(810 Absatz 3, AsylG).

12. Am 09.04.2010 wurde der Beschwerdefihrer in Schubhaft genommen.

13. Mit handschriftlichem, in Dari gehaltenem Schreiben, welches am 13.04.2010 beim Bundesasylamt einlangte und
von diesem einer Ubersetzung zugefiihrt wurde, erhob der Beschwerdefiihrer fristgerecht Beschwerde gegen den
Bescheid vom 08.04.2010.

Darin wiederholt er im Wesentlichen sein bisheriges Vorbringen.
Die gegenstandliche Beschwerde langte am 22.04.2010 beim AsylGH ein.

14. Am 19.04.2010 verstimmelte sich der Beschwerdefuhrer selbst, woraufhin er in eine psychiatrische Klinik
eingewiesen und die Schubhaft beendet wurde.

In dieser Klinik war er bis zum 20.04.2010 stationar aufhaltig.

15. Mit Schriftsatz vom 22.04.2010 wurde eine Beschwerdeergdanzung erstattet.
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Darin wird ausgefuhrt, dass dem Beschwerdefuhrer in Afghanistan eine Verfolgung iSd GFK drohe, er dies in
Griechenland jedoch nicht vorbringen kénne, zumal ihm dort kein wirksamer Zugang zu einem Verfahren offenstinde.

Durch eine Uberstellung nach Griechenland wiirde der Beschwerdefiihrer auch in seinem Recht auf Familienleben
verletzt, zumal die jahrelange Trennung von seinem Bruder nicht freiwillig gewesen sei. Der Bruder unterstitze ihn

nicht nur finanziell, sondern auch psychisch.

Zu Griechenland wird auf die Stellungnahme des UNHCR hingewiesen, nach welcher die Abstandnahme von
Uberstellungen nach Griechenland empfohlen werde.

Weiters sei seine psychische Krankheit in Form einer Anpassungsstorung nicht bertcksichtigt worden. Er beantrage
daher die Einholung eines psychologischen Sachverstandigengutachtens. Aufgrund seiner psychischen Erkrankung sei
er auch als besonders vulnerable Person anzusehen und sei ihm daher eine langere Wartezeit auf eine Unterkunft in

Griechenland nicht zumutbar.
16. Mit Schriftsatz vom 26.04.2010 erstattete der Rechtsvertreter des Beschwerdeflihrers ebenfalls eine Beschwerde.

Darin wird bemangelt, dass im Konsultationsverfahren keine Mitteilung an Griechenland erfolgt sei, dass der Bruder
des Beschwerdefiihrers in Osterreich Subsididrschutz zuerkannt bekommen habe. Zu diesem Bruder liege eine enge

Beziehung vor.

Die griechischen Behérden seien aufgrund der hohen Anzahl von Fliichtlingen Gberfordert und hitte Osterreich daher
von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrach machen mussen. Diesbezlglich wurde auf die deutsche Rechtsprechung den

Bericht zur Fact Finding Mission der Caritas sowie auf den UNHCR-Bericht von Dezember 2009 hingewiesen.

IIl. Der Asylgerichtshof hat durch den zustandigen Richter erwogenrémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat durch den

zustandigen Richter erwogen:
1. Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes.

2. Gemal? § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 135/2009 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009,

entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber
1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof gemall § 23 Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof gemal Paragraph
23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MafRgabe sinngemalR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (8 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu
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setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.Gemal Paragraph 66, Absatz 4,
AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehdrde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzuldssig oder
verspatet zurtckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begriindung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

3. Zu Spruchpunkt 1.:3. Zu Spruchpunkt rémisch eins.:
3.1.8 5 AsylG lautet:3.1. Paragraph 5, AsylG lautet:

"(1) Ein nicht gemal3 8 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurtckweisungsbescheid hat die Behdrde auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist."(1) Ein nicht gemal3 Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulassig
zurickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die
Behorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

(2) Gemal Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung
dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz
zustandig ist.(2) GemalR Absatz eins, ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin-Verordnung daflrr zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
bei der Behdrde offenkundig sind, die flr die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon
auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet."(3) Sofern nicht besondere
Grlnde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behdrde offenkundig
sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der
Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet."

Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts der Europadischen Union (vgl Art. 78 AEUV), die
Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht
fir mogliche Asylantréage von EU-Blrgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fltchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehérigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.Die
Dublin romisch zwei VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts der Europdischen Union vergleiche Artikel 78,
AEUV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt
also nicht fur mogliche Asylantrage von EU-BUrgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fluchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehorigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

3.2. Es ist daher zundchst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat (nach den hierarchisch aufgebauten [Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO] Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin II-VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art.
13 Dublin 1l VO) zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.3.2. Es ist daher zunachst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat
(nach den hierarchisch aufgebauten ["Art". 5 Absatz eins, Dublin rémisch zwei VO] Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14
und Artikel 15, Dublin 1I-VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei VO) zur
inhaltlichen Prifung zustandig ist.

Im vorliegenden Fall ist das Bundesasylamt nach Durchfuhrung von Konsultationen mit Griechenland von einer
Zustandigkeit dieses Landes ausgegangen.

Wenngleich der BeschwerdeflUhrer angegeben hat, dass er in Griechenland keinen Asylantrag habe stellen kénnen,
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geht doch aus dem Eurodac-Treffer mit der Nummer "GR1..." (vgl. dazu Art 2 Abs 3 der Verordnung (EG) Nr. 407/2002
des Rates vom 28.02.2002 [Eurodac-Durchfiihrungsverordnung]) hervor, das er dort sehr wohl einen Asylantrag
gestellt hat. Fir den erkennenden Richter bestehen keine Anzeichen, weshalb die griechischen Behdrden die
Fingerabdruckdaten des Beschwerdeflhrers mit der Kennnummer "1" versehen hatten sollen, wenn dieser nicht
tatsachlich einen Asylantrag gestellt hatte.Wenngleich der Beschwerdefihrer angegeben hat, dass er in Griechenland
keinen Asylantrag habe stellen kénnen, geht doch aus dem Eurodac-Treffer mit der Nummer "GR1..." vergleiche dazu
Artikel 2, Absatz 3, der Verordnung (EG) Nr. 407 aus 2002, des Rates vom 28.02.2002 [Eurodac-
Durchfihrungsverordnung]) hervor, das er dort sehr wohl einen Asylantrag gestellt hat. FUr den erkennenden Richter
bestehen keine Anzeichen, weshalb die griechischen Behdrden die Fingerabdruckdaten des Beschwerdefiihrers mit
der Kennnummer "1" versehen hatten sollen, wenn dieser nicht tatsachlich einen Asylantrag gestellt hatte.

Das Bundesasylamt hatte zundchst zwar ein Aufnahmeersuchen gemaf3 Art 10 Abs 2 Dublin 1I-VO an Griechenland
gerichtet, in der Folge jedoch seinen Irrtum erkannt und ein auf Art 16 Abs 1 lit c gestltztes Wiederaufnahmegesuch
nachgereicht.Das Bundesasylamt hatte zunachst zwar ein Aufnahmeersuchen gemaR Artikel 10, Absatz 2, Dublin II-VO
an Griechenland gerichtet, in der Folge jedoch seinen Irrtum erkannt und ein auf Artikel 16, Absatz eins, Litera c,
gestutztes Wiederaufnahmegesuch nachgereicht.

Dieses Wiederaufnahmeersuchen - wie auch bereits das Aufnahmegesuch - wurde allerdings von Griechenland -
welches im Wesentlichen das Vorliegen von Endigungstatbestanden zu prifen gehabt hatte (vgl. Filzwieser/Sprung,
Dublin II VO, K4. zu Art 20 Dublin Il VO) - nicht binnen der zweiwdchigen Frist des Art 20 Abs 1 lit b Dublin 1I-VO - das
Ersuchen stltze sich ja auf Angaben aus dem Eurodac-System - beantwortet, weshalb gemaR der in lit c leg cit
normierten Zustandigkeitsfiktion davon auszugehen war, dass Griechenland die Wiederaufnahme des nunmehrigen
Beschwerdefiihrers akzeptiere.Dieses Wiederaufnahmeersuchen - wie auch bereits das Aufnahmegesuch - wurde
allerdings von Griechenland - welches im Wesentlichen das Vorliegen von Endigungstatbestanden zu prifen gehabt
hatte vergleiche Filzwieser/Sprung, Dublin rémisch zwei VO, K4. zu Artikel 20, Dublin rémisch zwei VO) - nicht binnen
der zweiwdchigen Frist des Artikel 20, Absatz eins, Litera b, Dublin 11-VO - das Ersuchen stitze sich ja auf Angaben aus
dem Eurodac-System - beantwortet, weshalb gemaR der in Litera c, leg cit normierten Zustandigkeitsfiktion davon
auszugehen war, dass Griechenland die Wiederaufnahme des nunmehrigen Beschwerdefuhrers akzeptiere.

Der Beschwerdefiihrer hat bei der Erstbefragung angegeben, Ende August 2009 auf einem LKW versteckt von
Griechenland nach Italien gereist zu sein, dort sei er von der Polizei aufgegriffen und nach zwanzig Tagen Uber
Mazedonien, wo er sich eine Woche aufgehalten habe, nach Serbien gereist. Dort sei er zwanzig Tage im Gefangnis
gewesen und habe sich dann noch eine weitere Woche dort aufgehalten, ehe er nach Ungarn gereist sei. Nach einer
Nacht sei er mit dem Zug nach Osterreich gefahren, wo er versucht habe, seinen hier lebenden Bruder zu erreichen

Es gibt somit keine Hinweise darauf, dass der Beschwerdefiihrer das Gebiet der Mitgliedstaaten mehr als drei Monate
verlassen habe (vgl. Art 16 Abs 3 AsylG).Es gibt somit keine Hinweise darauf, dass der Beschwerdeflhrer das Gebiet der
Mitgliedstaaten mehr als drei Monate verlassen habe vergleiche Artikel 16, Absatz 3, AsylG).

Es sprechen somit keine Umstande flr das Eintreten von Erléschenstatbestanden (vgl. Art 16 Abs 2-4 Dublin 1I-VO)
hinsichtlich der Zusténdigkeit Griechenlands, weshalb hier der bei Zustandigkeit durch Verfristung grundsatzlich
mogliche Fall, dass ein an sich unzustandiger Staat das materielle Asylverfahren zu prufen hat, weil er die ansonsten
rechtsrichtige Ablehnung nicht rechtzeitig versandt hat (vgl. Filzwieser/Sprung, Dublin Il VO, K15. zu Art 18 Dublin Il
VO), jedenfalls nicht vorliegt.Es sprechen somit keine Umstande fur das Eintreten von Erléschenstatbestanden
vergleiche Artikel 16, Absatz 2 -, 4, Dublin II-VO) hinsichtlich der Zustandigkeit Griechenlands, weshalb hier der bei
Zustandigkeit durch Verfristung grundsatzlich mogliche Fall, dass ein an sich unzustandiger Staat das materielle
Asylverfahren zu prufen hat, weil er die ansonsten rechtsrichtige Ablehnung nicht rechtzeitig versandt hat vergleiche
Filzwieser/Sprung, Dublin rémisch zwei VO, K15. zu Artikel 18, Dublin romisch zwei VO), jedenfalls nicht vorliegt.

Es sind aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall
derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des
zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund
ausnahmsweise keinen Bestand haben kénnte (Filzwieser/Sprung, Dublin II-VO, 3. Auflage, K23 zu Art 16; Filzwieser,
Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin Il VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex,
1/2007, 22ff; vgl auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 27.09.2005, 2005/01/0313).Es sind aus
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der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart
fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des
zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund
ausnahmsweise keinen Bestand haben koénnte (Filzwieser/Sprung, Dublin 1I-VO, 3. Auflage, K23 zu Artikel 16,;
Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin rémisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und
Menschenrechte, migraLex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH
27.09.2005, 2005/01/0313).

Derartiges hat auch die beschwerdefiihrende Partei nicht behauptet. Das Konsultationsverfahren erfolgte nach Ansicht
des Asylgerichtshofes ohne relevante Mangel.

Die erste Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben.

3.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Méglichkeit der Austibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs 2 Dublin
I VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen
Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung von malgeblichen Vorschriften der EMRK zwingend
Gebrauch zu machen gewesen ware.3.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der AuslUbung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer
Verletzung von mafRgeblichen Vorschriften der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefiihrt, dass eine Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il VO zwingend
geboten sei.Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig
ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch
zwei VO zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRBe Mdglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, genlgt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, Z1.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustéandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
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eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, Z1.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen konnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VwGH 17.02.1998, Z196/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allféllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Es ist auch nicht Aufgabe der &sterreichischen Asylbehdrden, hypothetische
Uberlegungen Gber den méglichen Ausgang eines von einem anderen Staat zu fihrenden Asylverfahrens anzustellen.
Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem
Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der
Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdrtckliche
Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwigung einzuflieRen (VWGH 31.03.2005, ZI.
2002/20/0582; 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025; 25.04.2006, ZI.2006/19/0673; 31.5.2005, ZI.2005/20/0095), ebenso
andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs.Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses
Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs
46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mégliche Festnahme im Falle einer Uberstellung
ebenso eine allfallige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK sind fir sich
genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun. Es ist
auch nicht Aufgabe der 6sterreichischen Asylbehérden, hypothetische Uberlegungen iiber den méglichen Ausgang
eines von einem anderen Staat zu fuhrenden Asylverfahrens anzustellen. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten
von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv
rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits
abgewiesen wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung
des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582; 31.05.2005, ZI.
2005/20/0025; 25.04.2006, ZI.2006/19/0673; 31.5.2005, ZI.2005/20/0095), ebenso andere Zusicherungen der
europaischen Partnerstaaten Osterreichs.

Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umsténde zu berticksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen. Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle
staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle getroffen. Diesbezlglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung
der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei
Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des
Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin Il VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
migralLex, 1/2007, 18ff; Filzwieser/Sprung, Dublin Il VO, 3. Auflage, K9 ff. zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin
réomisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kénnen,
wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
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Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte vergleiche insbesondere den 2. Erwdgungsgrund der Praambel der
Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle
getroffen. Diesbeziglich lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des
Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei
ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht
stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder
eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin rémisch zwei VO umfangreicher gestaltet als
materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht
in Widerspruch (Filzwieser, migralLex, 1 aus 2007,, 18ff; Filzwieser/Sprung, Dublin rémisch zwei VO, 3. Auflage, K9 ff. zu
Artikel 19,).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustdndigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsglltig festgestellt werden. Der EGMR hat jlngst
festgestellt, dass die Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmalig den Anforderungen der EMRK entspricht
(30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstéande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefiihrte
gesetzliche Klarstellung des § 5 Abs. 3 AsylIG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthélt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Méglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des§ 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren
(dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, FeRl/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung,
die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hdhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls gemeinschaftsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Mal3e
substantiierten Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter aul3ergewdhnlicher
Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kdnnen. Diesem Grundsatz
entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefihrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die
Elemente einer Beweislastumkehr enthélt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen
Situation haufig keine Mdglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters
begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht
pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit
verfehlt, Fe3l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch
hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten wdre jedenfalls
gemeinschaftsrechtswidrig.

3.3.1. Mdgliche Verletzung des Art. 8 EMRK3.3.1. Mogliche Verletzung des Artikel 8, EMRK:
Art 8 EMRK lautet:Artikel 8, EMRK lautet:
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist."

Eine Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union bzw. eine Aufenthaltsbeendigung
(Ausweisung) kann einen (unzuldssigen) Eingriff in das Privat- und/oder Familienleben des Betroffenen darstellen.

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst
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jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv
zusammenleben; das Verhdltnis zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern auch dann, wenn es kein
Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Artikel 8,
EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung
oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhaltnis zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz Varas gegen Schweden). In diesen Fallen ist nach der
Judikatur des EGMR der Eingriff in das Privatleben gegebenenfalls separat zu prifen (Chvosta, Die Ausweisung von
Asylwerbern und Art 8 MRK, 0Jz 2007/74, 856 mwN).Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme die gesamte
Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein;
auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz
Varas gegen Schweden). In diesen Fallen ist nach der Judikatur des EGMR der Eingriff in das Privatleben gegebenenfalls
separat zu prufen (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK, 0JZ 2007/74, 856 mwN).

Nach der Rechtssprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert
die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen
von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groRten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Nach der
Rechtssprechung des EGMR vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die
Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kdnnen von
den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine Ausweisungsentscheidung)
aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréten Teil seines
Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

3.3.3.1. Der - um zwei Jahre &ltere - Bruder des Beschwerdefiihrers lebt als subsididr Schutzberechtigter in Osterreich.
Die Brider sind gemeinsam in Afghanistan aufgewachsen und haben auch in Pakistan gemeinsam gelebt. In der Folge
ist der Kontakt laut Angaben des Beschwerdeflihrers fir sechs bis sechseinhalb Jahre abgerissen, ehe der
Beschwerdefiihrer im Mai 2009 in Griechenland erfahren hat, dass sich sein Bruder in Osterreich befindet. In der Folge
konnte er telefonischen Kontakt herstellen und ist dann laut seinen Angaben (vgl. AS 23) nach Osterreich gekommen,
weil sein Bruder hier sei. Dabei kommt es zu gegenseitigen Besuchen, zu haufigen Telefonaten und wird der
Beschwerdefiihrer gelegentlich von seinem Bruder finanziell unterstitzt.3.3.3.1. Der - um zwei Jahre altere - Bruder
des Beschwerdefiihrers lebt als subsidiar Schutzberechtigter in Osterreich. Die Briider sind gemeinsam in Afghanistan
aufgewachsen und haben auch in Pakistan gemeinsam gelebt. In der Folge ist der Kontakt laut Angaben des
Beschwerdefiihrers fiir sechs bis sechseinhalb Jahre abgerissen, ehe der Beschwerdeflihrer im Mai 2009 in
Griechenland erfahren hat, dass sich sein Bruder in Osterreich befindet. In der Folge konnte er telefonischen Kontakt
herstellen und ist dann laut seinen Angaben vergleiche AS 23) nach Osterreich gekommen, weil sein Bruder hier sei.
Dabei kommt es zu gegenseitigen Besuchen, zu haufigen Telefonaten und wird der Beschwerdefuhrer gelegentlich von
seinem Bruder finanziell unterstuitzt.

Dazu ist festzuhalten, dass eine familidre Beziehung unter Erwachsenen nach der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) nur dann unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 EMRK féllt, wenn zusatzliche
Merkmale der Abhangigkeit hinzutreten, die Gber die Ublichen Bindungen hinausgehen (vgl. dazu auch das Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofes vom 9. Juni 2006, B 1277/04, unter Hinweis auf die Judikatur des EGMR; des Weiteren
auch das Erkenntnis des VWGH vom 26. Janner 2006, ZI. 2002/20/0423 und die darauf aufbauende Folgejudikatur, etwa
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die Erkenntnisse vom 26. Janner 2006, ZI. 2002/20/0235, vom 8. Juni 2006, ZI.2003/01/0600, vom 22. August 2006, ZI.
2004/01/0220 und vom 29. Marz 2007, Z1.2005/20/0040, vom 26. Juni 2007,2007/01/0479).Dazu ist festzuhalten, dass
eine familidre Beziehung unter Erwachsenen nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fur
Menschenrechte (EGMR) nur dann unter den Schutz des Artikel 8, Absatz eins, EMRK fallt, wenn zusatzliche Merkmale
der Abhangigkeit hinzutreten, die Gber die Ublichen Bindungen hinausgehen vergleiche dazu auch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom 9. Juni 2006, B 1277/04, unter Hinweis auf die Judikatur des EGMR; des Weiteren auch
das Erkenntnis des VWGH vom 26. Janner 2006, ZI. 2002/20/0423 und die darauf aufbauende Folgejudikatur, etwa die
Erkenntnisse vom 26. Janner 2006, ZI. 2002/20/0235, vom 8. Juni 2006, Z1.2003/01/0600, vom 22. August 2006, ZI.
2004/01/0220 und vom 29. Marz 2007, ZI.2005/20/0040, vom 26. Juni 2007,2007/01/0479).

Die Beziehung der bereits volljahrigen Kinder zu den Eltern ist vor allem dann als Familienleben zu qualifizieren, wenn
jene auch nach Eintritt der Volljahrigkeit im Haushalt der Eltern weiterleben, ohne dass sich ihr Naheverhaltnis zu den
Eltern wesentlich dndert (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 MRK, 0JzZ 2007/74, 860 unter Hinweis
auf Wiederin in Korinek/Holoubek, Osterreichisches Bundesverfassungsrecht, Art 8 EMRK Rz 76).Die Beziehung der
bereits volljahrigen Kinder zu den Eltern ist vor allem dann als Familienleben zu qualifizieren, wenn jene auch nach
Eintritt der Volljahrigkeit im Haushalt der Eltern weiterleben, ohne dass sich ihr Naheverhdltnis zu den Eltern
wesentlich dndert (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK, OJZ 2007/74, 860 unter Hinweis auf
Wiederin in Korinek/Holoubek, Osterreichisches Bundesverfassungsrecht, Artikel 8, EMRK Rz 76).

Alle anderen verwandtschaftlichen Beziehungen (zB zwischen Enkel und GroBeltern, erwachsenen Geschwistern [vgl.
VwGH 22.08.2006, 2004/01/0220, mwN; 25.4.2008,2007/20/0720 bis 0723-8], Cousinen [VWGH 15.01.1999,97/21/0778;
26.6.2007, 2007/01/0479], Onkeln bzw. Tanten und Neffen bzw. Nichten) sind nur dann als Familienleben geschitzt,
wenn eine "hinreichend starke Nahebeziehung" besteht. Nach Ansicht der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts ist fur
diese Wertung insbesondere die Intensitat und Dauer des Zusammenlebens von Bedeutung (vgl. VfSlg 17.457/2005).
Dabei werden vor allem das Zusammenleben und die gegenseitige Unterhaltsgewadhrung zur Annahme eines
Familienlebens iSd Art 8 EMRK fiihren, soweit nicht besondere Abhangigkeitsverhaltnisse, wie die Pflege eines
behinderten oder kranken Verwandten, vorliegen.Alle anderen verwandtschaftlichen Beziehungen (zB zwischen Enkel
und GroReltern, erwachsenen Geschwistern [vgl. VwGH 22.08.2006, 2004/01/0220, mwN; 25.4.2008,2007/20/0720 bis
0723-8], Cousinen [VWGH 15.01.1999, 97/21/0778; 26.6.2007,2007/01/0479], Onkeln bzw. Tanten und Neffen bzw.
Nichten) sind nur dann als Familienleben geschitzt, wenn eine "hinreichend starke Nahebeziehung" besteht. Nach
Ansicht der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts ist fir diese Wertung insbesondere die Intensitat und Dauer des
Zusammenlebens von Bedeutung vergleiche VfSlg 17.457 aus 2005,). Dabei werden vor allem das Zusammenleben und
die gegenseitige Unterhaltsgewahrung zur Annahme eines Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK fuhren, soweit nicht
besondere Abhangigkeitsverhaltnisse, wie die Pflege eines behinderten oder kranken Verwandten, vorliegen.

Der Beschwerdefuihrer und sein Bruder leben nicht in einem gemeinsamen Haushalt. Wenngleich dies auch auf die
Gebietsbeschrankung im Zulassungsverfahren (vgl.§ 12 Abs 2 AsylG) zurlckzufiihren ist, so konnte der
Beschwerdefiihrer auch kein sonstiges besonderes Abhangigkeitsverhaltnis zu seinem Bruder glaubhaft machen. Auch
wenn die Trennung der Brider nicht freiwillig gewesen sein mag, so andert dies nichts daran, dass sich in dieser Zeit
der Trennung (mehr als sechs Jahre), in welcher der Beschwerdefiihrer (zumindest groR3teils) auch erwachsen war, die
Intensitat der Beziehung reduziert hat.Der Beschwerdeflhrer und sein Bruder leben nicht in einem gemeinsamen
Haushalt. Wenngleich dies auch auf die Gebietsbeschrankung im Zulassungsverfahren vergleiche Paragraph 12, Absatz
2, AsylG) zurlckzufuhren ist, so konnte der Beschwerdefiihrer auch kein sonstiges besonderes Abhangigkeitsverhaltnis
zu seinem Bruder glaubhaft machen. Auch wenn die Trennung der Brider nicht freiwillig gewesen sein mag, so andert
dies nichts daran, dass sich in dieser Zeit der Trennung (mehr als sechs Jahre), in welcher der Beschwerdefihrer
(zumindest groRteils) auch erwachsen war, die Intensitat der Beziehung reduziert hat.

Der Asylgerichtshof verkennt nicht, dass der Beschwerdefiihrer auch psychisch von seinem Bruder unterstutzt wird,
allerdings kann vorliegend auch darin kein besonders intensives Abhangigkeitsverhaltnis gesehen werden, zumal sich
die psychische Belastung des BeschwerdefUhrers erst vor wenigen Wochen ergeben hat.

Auch finanziell ist der - in der Grundversorgung befindliche - Beschwerdefiihrer nicht auf Leistungen seines Bruders
angewiesen. Diese finanzielle Unterstiitzung kénnte im Ubrigen auch - etwa durch Uberweisungen oder Geldtransfer -
in Griechenland erfolgen.
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Es ist daher nicht vom Vorliegen eines relevanten Familienlebens des Beschwerdefthrers in Osterreich auszugehen.

Selbst wenn man im Zweifel zugunsten des Beschwerdefiihrers ein solches annehmen wiirde, so kdme man im
Rahmen einer gemaR Art 8 Abs 2 vorzunehmenden Abwagung zu dem Ergebnis, dass eine Ausweisung notwendig und
verhaltnismaRig ist.Selbst wenn man im Zweifel zugunsten des Beschwerdefihrers ein solches annehmen wiirde, so
kdme man im Rahmen einer gemal Artikel 8, Absatz 2, vorzunehmenden Abwagung zu dem Ergebnis, dass eine
Ausweisung notwendig und verhaltnismaRig ist.

Aufgrund der langeren Trennung des erwachsenen Beschwerdeflihrers von seinem ebenfalls erwachsenen Bruder und
aufgrund des kurzen Aufenthalts des Beschwerdefihrers von nicht einmal einem halben Jahr kann das Familienleben
nicht besonders eng sein. Uberdies hat es sich in einem Zeitraum entwickelt bzw. intensiviert, in welchem der
Aufenthaltsstatus des Beschwerdefiihrers in Osterreich auf Grund des laufenden Asylverfahrens ungewiss war.
Nachdem das Asylverfahren des Beschwerdefuhrers nicht zugelassen wurde, kam diesem nicht einmal ein
Aufenthaltsrecht nach 8 13 AsylG, sondern lediglich faktischer Abschiebeschutz iSd8 12 AsylG zu.Aufgrund der
langeren Trennung des erwachsenen Beschwerdefihrers von seinem ebenfalls erwachsenen Bruder und aufgrund des
kurzen Aufenthalts des Beschwerdefiihrers von nicht einmal einem halben Jahr kann das Familienleben nicht
besonders eng sein. Uberdies hat es sich in einem Zeitraum entwickelt bzw. intensiviert, in welchem der
Aufenthaltsstatus des Beschwerdefiihrers in Osterreich auf Grund des laufenden Asylverfahrens ungewiss war.
Nachdem das Asylverfahren des Beschwerdefuhrers nicht zugelassen wurde, kam diesem nicht einmal ein
Aufenthaltsrecht nach Paragraph 13, AsylG, sondern lediglich faktischer Abschiebeschutz iSd Paragraph 12, AsylG zu.

Dies mindert die personlichen Interessen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon,
Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, O)Z 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562,
Fall Nnyanzi gg. Vereinigtes Konigreich, Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen). Der Asylwerber kann namlich
wahrend seines Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes Privat- oder Familienleben
auch nach der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der GFK durfen nicht dazu
dienen, die Einwanderungsregeln zu umgehen (O)Z 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art
8 EMRK, S 857 mwN).Dies mindert die persodnlichen Interessen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98;
5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, 0Jz 2006,
738 = EuGRZ 2006, 562, Fall Nnyanzi gg. Vereinigtes Konigreich, Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen). Der
Asylwerber kann namlich wahrend seines Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes
Privat- oder Familienleben auch nach der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der
GFK dirfen nicht dazu dienen, die Einwanderungsregeln zu umgehen (OJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung
von Asylwerbern und Artikel 8, EMRK, S 857 mwN).

Diesem - ohnedies relativ schwachen - Interessen des Beschwerdefilhrers an einem Verbleib in Osterreich steht das
offentliche Interesse an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes gegentber.

Dieses offentliche Interesse (die 6ffentliche Ordnung) an der effektiven Umsetzung der Dublin 1I-VO als Instrument
eines gesellschaftlich notwendigen "Ausgleiches" von ungeregelten Migrationsbewegungen innerhalb der Grenzen der
Dublin-Staaten, ist im Wesentlichen nicht geringer zu werten als das o6ffentliche Interesse an einer wirksamen
(nationalen) Einwanderungskontrolle (vgl. zB EGMR, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Kénigreich [... "Jedes von der
Beschwerdefiihrerin wahrend ihres Aufenthalts im Vereinigten Konigreich etablierte Privatleben wirde ihre
Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime offentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle
nicht zu einem unverhaltnismaRigen Eingriff machen". ...] - die Asylwerberin war in diesem Fall ca. 10 Jahre im
Vereinigten Konigreich im Wesentlichen als Asylwerberin aufhéltig und hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt,
beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde, darunter eine nicht ndher definierte Beziehung zu einem
Mann; vgl. auch Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen), weshalb die diesbezligliche Rechtsprechung des EGMR auch
auf das 6ffentliche Interesse an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes - als Bestandteil der 6ffentlichen
Ordnung - umgelegt werden kann. Restimierend ist festzuhalten, dass der EGMR - und dem auch der VfGH folgend -
dabei dem Umstand, ob der Fremde seine familidren oder privaten AnknlUpfungspunkte hier zu einem Zeitpunkt
begrindete als sein Aufenthaltsstatus ungewiss war, eine entscheidende Rolle beimisst. Ist dies der Fall, so werden die
in dieser Zeit entstandenen Interessen des Fremden erheblich gemindert. Das hohe o6ffentliche Interesse am
Zurlckweisungsgrund der Unzusténdigkeit Osterreichs ldsst sich zB auch aus dem Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 25.11.2008, 2006/20/0624, erkennen.Dieses offentliche Interesse (die offentliche
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Ordnung) an der effektiven Umsetzung der Dublin 1I-VO als Instrument eines gesellschaftlich notwendigen
"Ausgleiches" von ungeregelten Migrationsbewegungen innerhalb der Grenzen der Dublin-Staaten, ist im Wesentlichen
nicht geringer zu werten als das Offentliche Interesse an einer wirksamen (nationalen) Einwanderungskontrolle
vergleiche zB EGMR, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Kénigreich [... "Jedes von der Beschwerdefihrerin wahrend ihres
Aufenthalts im Vereinigten Koénigreich etablierte Privatleben wirde ihre Abschiebung bei einer Abwagung gegen das
legitime 6ffentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhaltnismaRigen Eingriff
machen". ...] - die Asylwerberin war in diesem Fall ca. 10 Jahre im Vereinigten Konigreich im Wesentlichen als
Asylwerberin aufhaltig und hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte
Freunde, darunter eine nicht naher definierte Beziehung zu einem Mann; vergleiche auch Fall Darren Omoregie u.a. gg.
Norwegen), weshalb die diesbezlgliche Rechtsprechung des EGMR auch auf das offentliche Interesse an der effektiven
Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes - als Bestandteil der offentlichen Ordnung - umgelegt werden kann.
Restimierend ist festzuhalten, dass der EGMR - und dem auch der VfGH folgend - dabei dem Umstand, ob der Fremde
seine familidren oder privaten AnknUpfungspunkte hier zu einem Zeitpunkt begriindete als sein Aufenthaltsstatus
ungewiss war, eine entscheidende Rolle beimisst. Ist dies der Fall, so werden die in dieser Zeit entstandenen Interessen
des Fremden erheblich gemindert. Das hohe 6ffentliche Interesse am Zurtckweisungsgrund der Unzustandigkeit
Osterreichs lasst sich zB auch aus dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 25.11.2008, 2006/20/0624,

erkennen.

Diese hohe Bedeutung kommt auch in der Dublin 1I-VO selbst zum Ausdruck, welche grundsatzlich einen engen

Familienbegriff aufweist:

"Familienangehdrige" werden dort in Art 2 lit i wie folgt definiert!Familienangehérige” werden dort in Artikel 2, Litera i,

wie folgt definiert:

"[der Ausdruck] Familienangehorige [bezeichnet] die folgenden im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten anwesenden

Mitglieder der Familie des Antragstellers, sofern die Familie bereits im Herkunftsland bestanden hat:

i) den Ehegatten des Asylbewerbers oder der nicht verheiratete Partner des Asylbewerbers, der mit diesem eine
dauerhafte Beziehung fuhrt, sofern gemall den Rechtsvorschriften oder den Gepflogenheiten des betreffenden

Mitgliedstaats nichtverheiratete Paare nach dessen Auslanderrecht ahnlich behandelt werden wie verheiratete Paare;

ii) die minderjahrigen Kinder von in Ziffer i) genannten Paaren oder des Antragstellers, sofern diese ledig und
unterhaltsberechtigt sind, gleichgultig, ob es sich nach dem einzelstaatlichen Recht um eheliche oder aulRerehelich

geborene oder adoptierte Kinder handelt;
iii) bei unverheirateten minderjahrigen Antragstellern oder Flichtlingen den Vater, die Mutter oder den Vormund;"

Daraus ist ersichtlich, dass der Beschwerdefiihrer derzeit in Osterreich Gber keine Familienangehérigen im Sinne
dieser Legaldefinition verflgt. Daraus kann wiederum der Umkehrschluss gezogen werden, dass in Zusammenhang
mit Art 8 EMRK nur in besonderen Ausnahmefallen vom Selbsteintrittsrecht Gebrauch gemacht werden soll, um nicht
den Effektivitatsgrundsatz des Gemeinschaftsrechtes zu gefahrden.Daraus ist ersichtlich, dass der Beschwerdefihrer
derzeit in Osterreich (iber keine Familienangehérigen im Sinne dieser Legaldefinition verfigt. Daraus kann wiederum
der Umkehrschluss gezogen werden, dass in Zusammenhang mit Artikel 8, EMRK nur in besonderen Ausnahmefallen
vom Selbsteintrittsrecht Gebrauch gemacht werden soll, um nicht den Effektivitdtsgrundsatz des
Gemeinschaftsrechtes zu gefahrden.

Aus diesem Grund war es auch nicht erforderlich, dem Antrag auf Einvernahme des Bruders des Beschwerdefuhrers
nachzukommen.

Was den Einwand in der vom Rechtsvertreter des Beschwerdefiihrers verfassten Beschwerdeschrift betrifft, dass den
griechischen Behérden niemals mitgeteilt worden sei, dass der Bruder des Beschwerdefiihrers in Osterreich
Subsidiarschutz genielBe, so ist dies demnach ebenfalls irrelevant, weil sich daraus keine Zustandigkeit Osterreichs
(etwa nach Art 6 oder 7 Dublin II-VO) ergibt.Was den Einwand in der vom Rechtsvertreter des Beschwerdeftihrers
verfassten Beschwerdeschrift betrifft, dass den griechischen Behdrden niemals mitgeteilt worden sei, dass der Bruder
des Beschwerdefiihrers in Osterreich Subsididrschutz genieBe, so ist dies demnach ebenfalls irrelevant, weil sich
daraus keine Zustandigkeit Osterreichs (etwa nach Artikel 6, oder 7 Dublin 1I-VO) ergibt.

3.3.3.2. Der Beschwerdefilhrer hilt sich seit Mitte November 2009, also seit knapp einem halben Jahr in Osterreich auf.
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Ein Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet, etwa auf Grundlage des FPG bzw. NAG, kam ihm zu keiner Zeit zu. Allfallige
private Anknipfungspunkte wurden daher in einer Zeit gegriindet, in der sein Aufenthaltsstatus in Osterreich auf
Grund des laufenden Asylverfahrens ungewiss war.

Im gegenstandlichen Fall ist jedoch schon insbesondere auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht
davon auszugehen, dass hinreichend starke private Anknipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem
relevanten Privatleben iSd Art 8 EMRK fuhren wirden (vgl. zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07).Im gegenstandlichen Fall ist
jedoch schon insbesondere auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht davon auszugehen, dass
hinreichend starke private Ankniipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem relevanten Privatleben iSd Artikel
8, EMRK fUhren wurden vergleiche zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07).

Selbst wenn man ein solches hier rein hypothetisch bejahen wirde, ware eine Aufenthaltsbeendigung aus den
gegebenen Umstanden (kurzer Aufenthalt im Bundesgebiet, VerstoR gegen Einwanderungsvorschriften, Entstehung
der Bindungen wahrend des ungesicherten Aufenthaltes) als notwendig und nicht als unverhaltnismaRig anzusehen,
zumal im Rahmen der - analog zum Recht auf Familienleben vorzunehmenden - Abwagung iSd Art 8 Abs 2 EMRK
insbesondere das Offentliche Interesse (die o6ffentliche Ordnung) an der effektiven Umsetzung des
Gemeinschaftsrechtes die privaten Interessen Gberwiegen wirde.Selbst wenn man ein solches hier rein hypothetisch
bejahen wiirde, ware eine Aufenthaltsbeendigung aus den gegebenen Umstdanden (kurzer Aufenthalt im Bundesgebiet,
Verstol3 gegen Einwanderungsvorschriften, Entstehung der Bindungen wahrend des ungesicherten Aufenthaltes) als
notwendig und nicht als unverhaltnismaRig anzusehen, zumal im Rahmen der - analog zum Recht auf Familienleben
vorzunehmenden - Abwagung iSd Artikel 8, Absatz 2, EMRK insbesondere das &ffentliche Interesse (die &ffentliche
Ordnung) an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes die privaten Interessen Uberwiegen wirde.

Mangels Verletzung von Art 8 EMRK war aus diesem Grund daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs geméaR
Art 3 Abs 2 Dublin 1I-VO nicht Gebrauch zu machen.Mangels Verletzung von Artikel 8, EMRK war aus diesem Grund
daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs gemaR Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO nicht Gebrauch zu machen.

3.3.2. Mégliche Verletzung von Art 3 EMRK3.3.2. Mégliche Verletzung von Artikel 3, EMRK:
Art 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden".

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung seiner relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfuhrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten flr den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit als moglich -
Informationen vorzulegen, die der Behodrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdglicht (zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005). BloRRes Leugnen oder eine allgemeine
Behauptung reicht fir eine Glaubhaftmachung nicht aus (VWGH 24.2.1993, 92/03/0011; 1.10.1997, 96/09/0007).

Nach der hier mal3geblichen Regelvermutung des& 5 Abs 3 AsylG 2005 ist zu beachten, dass, sofern nicht besondere
(exzeptionelle) Grinde, die in der Person des Asylwerbers glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder
beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fir die "reale Gefahr" (darunter ist eine ausreichend reale, nicht nur auf
Spekulationen gegrindete Gefahr moglicher Konsequenzen fir den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen [vgl. VwGH
99/20/0573Nach der hier mafigeblichen Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 ist zu beachten, dass,
sofern nicht besondere (exzeptionelle) Grinde, die in der Person des Asylwerbers glaubhaft gemacht werden oder
beim Bundesasylamt oder beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fur die "reale Gefahr" (darunter ist eine
ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher Konsequenzen fur den Betroffenen im
Zielstaat zu verstehen [vgl. VwGH 99/20/0573

v. 19.2.2004 mwN auf die Judikatur des EGMR]) des fehlenden Schutzes sprechen, davon auszugehen ist, dass der
Asylwerber im zustandigen Dublin-Staat hinreichenden Schutz findet.

Erst wenn es dem Asylwerber gelingt die oa. "besonderen Grinde" glaubhaft zu machen, ist die dem§ 5 Abs 3 AsylG
2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit widerlegt. In diesem Fall sind die
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Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufiihren, um die
Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zusténdigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer
dem Art 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Die Ermittlungspflicht ergibt sich
aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs 3 AsylG 2005 unberuhrt bleibt.Erst wenn es dem Asylwerber gelingt die
oa. "besonderen Grunde" glaubhaft zu machen, ist die dem Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 immanente Vermutung
der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit widerlegt. In diesem Fall sind die Asylbehdérden gehalten,
allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufihren, um die Prognose, der Asylwerber
werde bei Uberstellung in den zustdndigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Die Ermittlungspflicht ergibt sich aus Paragraph
18, AsylG 2005, die insoweit von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 unbertihrt bleibt.

3.3.2.1. Es ist zunachst zu prifen, ob es va. Angesichts der Berichtslage zu einer zwingenden allgemeinen Auslbung
des Selbsteintrittsrechts gemal Art. 3 Abs 2 Dublin Il VO in allen Griechenland betreffenden Fallen, kommen
soll:3.3.2.1. Es ist zunachst zu prifen, ob es va. Angesichts der Berichtslage zu einer zwingenden allgemeinen
AusUbung des Selbsteintrittsrechts gemaR Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO in allen Griechenland
betreffenden Fallen, kommen soll:

Derartiges entspricht nicht der standigen Rechtsprechung des Asylgerichtshofes. Dieser hat nach Durchfiihrung einer
Verhandlung mit Erkenntnis vom 16.01.2009, GZ S1 402.025-1/2008/13E erkannt, dass die Lage in Griechenland trotz
der weiter aufrechten Empfehlung des UNHCR vom 08.04.2008 dies nicht rechtfertigt. Die Behandlung der gegen
dieses Erkenntnis gerichteten Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof hat dieser mit Beschluss vom 16.06.2009 zu
ZI. U 306/09-12 abgelehnt. Mit Beschluss vom 28.04.2009 waren bereits Beschwerdebehandlungen gegen
Zurlckweisungsentscheidungen des Asylgerichtshofes in Bezug auf eine Familie abgelehnt worden, ZI. U 1080/09; vgl.
weitere  ergangene  Ablehnungsbeschlisse des Verfassungsgerichtshofes mangels Verletzung eines
verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Rechtes in Bezug auf Uberstellungen nach Griechenland: zB VfGH - Beschluss
vom 28.1.2010, ZI 2856/09-8 zu AsylGH S13 408.030-1/2009/7E v. 1.10.2009 [betr. afghanischer Staatsangehdriger];
Beschlisse vom 26.2.2010, Zlen 2620 bis 2623/09-14 zu S3 405.985-1/2009/4E, S3 405.987-1/2009/3E, S3 405.988-
1/2009/4E, S3 405.986-1/2009/7E [afghanisches Elternpaar mit krankem Kind und sechsundfiinfzigjahriger kranker
Familienangehdoriger].Derartiges entspricht nicht der sténdigen Rechtsprechung des Asylgerichtshofes. Dieser hat nach
Durchfuihrung einer Verhandlung mit Erkenntnis vom 16.01.2009, GZ S1 402.025-1/2008/13E erkannt, dass die Lage in
Griechenland trotz der weiter aufrechten Empfehlung des UNHCR vom 08.04.2008 dies nicht rechtfertigt. Die
Behandlung der gegen dieses Erkenntnis gerichteten Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof hat dieser mit
Beschluss vom 16.06.2009 zu ZI. U 306/09-12 abgelehnt. Mit Beschluss vom 28.04.2009 waren bereits
Beschwerdebehandlungen gegen Zurlckweisungsentscheidungen des Asylgerichtshofes in Bezug auf eine Familie
abgelehnt worden, ZI. U 1080/09; vergleiche weitere ergangene Ablehnungsbeschlisse des Verfassungsgerichtshofes
mangels Verletzung eines verfassungsgesetzlich gewdshrleisteten Rechtes in Bezug auf Uberstellungen nach
Griechenland: zB VfGH - Beschluss vom 28.1.2010, ZI 2856/09-8 zu AsylGH S13 408.030-1/2009/7E v. 1.10.2009 [betr.
afghanischer Staatsangehoriger]; Beschlisse vom 26.2.2010, Zlen 2620 bis 2623/09-14 zu S3 405.985-1/2009/4E, S3
405.987-1/2009/3E, S3 405.988-1/2009/4E, S3 405.986-1/2009/7E [afghanisches Elternpaar mit krankem Kind und
sechsundflinfzigjahriger kranker Familienangehoriger].

Insbesondere aufgrund der vielfach schwierigen Unterkunftssituation kann jedoch in Einzelfallen bei Personen von
exzeptioneller Vulnerabilitit eine Uberstellung unzuléssig sein.

Die maRgeblich europdische Rechtsprechung, wobei primar héhergerichtliche Entscheidungen beachtlich waren, teilt
diese Ansicht:

Der EGMR hat in der Rechtssache K.R.S. v UK, 32733/08, Erkenntnis vom 02.12.2008 eine Uberstellung eines
Antragstellers nach Griechenland gemaf3 der Dublin Il VO in Hinblick auf Art. 3 EMRK flr zuldssig erklart und dabei
auch Berichte Uber die Versorgungslage mitgewurdigt. In diesem Zusammenhang fuhrte der EGMR aus: "Finally, the
Court notes that the weight to be attached to such independent assessments of the plight of asylum seekers must
inevitably depend on the extent to which those assessments are couched in terms similar to the Convention." Seitens
des EGMR ist bis zum Entscheidungszeitpunkt weiterhin keine Praxis systematischer (dauerhafter) Gewahrungen
aufschiebender Wirkung in Bezug auf Rechtssachen nach der Dublin Il VO in Bezug auf Griechenland zu konstatieren;
aufschiebende Wirkung wurde in einigen Fallen, zumeist betreffend vulnerable Personen gewahrt, in anderen Fallen
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wurde nach der Uberstellung nach Griechenland vom EGMR eine Zusage Griechenlands eingeholt, wonach in
Griechenland der Zugang zum EGMR weiterhin moglich ist; weitere inhaltliche Judikate liegen nicht vor.Der EGMR hat
in der Rechtssache K.R.S. v UK, 32733/08, Erkenntnis vom 02.12.2008 eine Uberstellung eines Antragstellers nach
Griechenland gemaR der Dublin rémisch zwei VO in Hinblick auf Artikel 3, EMRK fur zulassig erklart und dabei auch
Berichte Uber die Versorgungslage mitgewurdigt. In diesem Zusammenhang flhrte der EGMR aus: "Finally, the Court
notes that the weight to be attached to such independent assessments of the plight of asylum seekers must inevitably
depend on the extent to which those assessments are couched in terms similar to the Convention." Seitens des EGMR
ist bis zum Entscheidungszeitpunkt weiterhin keine Praxis systematischer (dauerhafter) Gewahrungen aufschiebender
Wirkung in Bezug auf Rechtssachen nach der Dublin rdmisch zwei VO in Bezug auf Griechenland zu konstatieren;
aufschiebende Wirkung wurde in einigen Fallen, zumeist betreffend vulnerable Personen gewahrt, in anderen Fallen
wurde nach der Uberstellung nach Griechenland vom EGMR eine Zusage Griechenlands eingeholt, wonach in
Griechenland der Zugang zum EGMR weiterhin méglich ist; weitere inhaltliche Judikate liegen nicht vor.

Der belgische Conseil du Contentieux des Etrangers hat in 2 Grundsatzentscheidungen vom 16.01.2009 zu 21.513 und
21.514 judiziert, dass Griechenland seine gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen in Bezug auf Asylverfahren
ausreichend umgesetzt hat. Auch der schwedische Oberste Gerichtshof fur Migrationssachen hatte mit Urteil in der
Rechtssache UM200397-08 (Oktober 2008) Uberstellungen nach Griechenland in einzelnen Fallen fir zuldssig erklart.

Das britische House of Lords hat mit Urteil vom 06.05.2009 in der Rechtssache Nasseri [2009] UKHL 23 die
Uberstellung des Betreffenden nach Griechenland ebenso - unter Hinweis auf das Urteil des EGMR vom 02.12.2008 -
fur zul3ssig erklart. Als zentrale Begriindung gilt, dass kein ernstes Risiko einer Verletzung des Non-Refoulement-
Gebotes fir gemall der Dublin Il VO nach Griechenland Uberstellte Menschen besteht. Mangel im griechischen
Asylverfahren selbst sind priméar im griechischen Verfahren geltend zu machen, allenfalls im Wege einer Beschwerde
an den EGMR, wobei die britischen Behdrden diesbeziglich Versicherungen griechischer Behdrden eingeholt
hatten.Das britische House of Lords hat mit Urteil vom 06.05.2009 in der Rechtssache Nasseri [2009] UKHL 23 die
Uberstellung des Betreffenden nach Griechenland ebenso - unter Hinweis auf das Urteil des EGMR vom 02.12.2008 -
far zulassig erklart. Als zentrale Begriindung gilt, dass kein ernstes Risiko einer Verletzung des Non-Refoulement-
Gebotes fur gemall der Dublin rémisch zwei VO nach Griechenland Uberstellte Menschen besteht. Mangel im
griechischen Asylverfahren selbst sind primar im griechischen Verfahren geltend zu machen, allenfalls im Wege einer
Beschwerde an den EGMR, wobei die britischen Behdérden diesbezlglich Versicherungen griechischer Behdrden
eingeholt hatten.

Jingste Entscheidungen des Schweizer Bundesverwaltungsgerichtes, des franzdsischen Conseil d'Etat und des
belgischen Conseil du Contentieux des Etrangers zeigen Uberwiegend Abweisungen von gegen "Dublin-
Uberstellungen" nach Griechenland erhobenen Rechtsmitteln (so Schweizer Bundesverwaltungsgericht vom
24.06.2009, E 3805/2009 vom 29.07.2009, D 4675/2009 und vom 02.12.2009, E 7410/2009, Conseil d'Etat vom
06.11.2009, No 332917 sowie CCE vom 15.06.2009, 28.657 und vom 17.06.2009, 28.603). Dabei ist gleichwohl zu
beachten, dass die Schweizer Verwaltungsbehorden (dhnlich wie die deutschen) aufgrund Ermessens in Bezug auf
vulnerable Personen keine Uberstellungen nach Griechenland durchfilhren.jingste Entscheidungen des Schweizer
Bundesverwaltungsgerichtes, des franzdsischen Conseil d'Etat und des belgischen Conseil du Contentieux des
Etrangers zeigen (berwiegend Abweisungen von gegen "Dublin-Uberstellungen" nach Griechenland erhobenen
Rechtsmitteln (so Schweizer Bundesverwaltungsgericht vom 24.06.2009, E 3805 aus 2009, vom 29.07.2009, D 4675 aus
2009, und vom 02.12.2009, E 7410 aus 2009,, Conseil d'Etat vom 06.11.2009, No 332917 sowie CCE vom 15.06.2009,
28.657 und vom 17.06.2009, 28.603). Dabei ist gleichwohl zu beachten, dass die Schweizer Verwaltungsbehdérden
(8hnlich wie die deutschen) aufgrund Ermessens in Bezug auf vulnerable Personen keine Uberstellungen nach
Griechenland durchfihren.

Das zustandige norwegische Ministerium hat mit Presseaussendung vom 06.07.2009 mitgeteilt, dass Familien mit
Kindern nicht mehr generell von Uberstellungen nach Griechenland ausgenommen sind (wie weiterhin unbegleitet
Minderjahrige), eine Prifung nach den Umstanden des Einzelfalls ist vorzunehmen.

Die Rechtsprechung in Deutschland ist auf Ebene der Verwaltungsgerichte uneinheitlich. Die Gewahrung
aufschiebender Wirkung in einigen Fallen durch den deutschen Bundesverfassungsgerichtshof liegt in erster Linie
darin begrindet, weil zu klaren ist ob der in der BRD bestehende Ausschluss einer einstweiligen Anordnung gegen eine
Ruckschiebung im Dublin-Verfahren gegen das deutsche Grundgesetz verstoRt. Die deutsche Gesetzeslage sieht



namlich im Gegensatz zu Osterreich eine Zuerkennung nicht vor, obwohl diese von der Dublin I-VO grds. gedeckt ist.
Somit bestehen verfassungsrechtlich begrindete Bedenken gegen die maligeblichen einfachgesetzlichen
Bestimmungen. Der deutsche Bundesverfassungsgerichtshof sieht dabei bereits die "bloBe Mdglichkeit" einer
Rechtsgutbeeintrachtigung (vgl. jedoch hinsichtlich Art 3 das erforderliche "real risk" [d.i. eine Uber die bloBe
Moglichkeit hinausgehende Gefahrdungswahrscheinlichkeit]) als fur eine Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung,
bis zur Klarung dieser grundrechtlichen Frage, hinreichend. Die Erfolgsaussichten der Beschwerde kénnten "nicht von
vornherein verneint" aber auch "nicht offensichtlich bejaht" werden. (vgl. zB Bundesverfassungsgericht v. 8.12.2009, -
2BvR 2780/09-; 22.12.2009 - 2 BvR 2879/09; Bundesverfassungsgericht - Pressestelle Mittlg. Nr. 103/2009 v.
9.9.2009).Die Rechtsprechung in Deutschland ist auf Ebene der Verwaltungsgerichte uneinheitlich. Die Gewahrung
aufschiebender Wirkung in einigen Fallen durch den deutschen Bundesverfassungsgerichtshof liegt in erster Linie
darin begrindet, weil zu klaren ist ob der in der BRD bestehende Ausschluss einer einstweiligen Anordnung gegen eine
Rickschiebung im Dublin-Verfahren gegen das deutsche Grundgesetz verstof3t. Die deutsche Gesetzeslage sieht
namlich im Gegensatz zu Osterreich eine Zuerkennung nicht vor, obwohl diese von der Dublin VO grds. gedeckt ist.
Somit bestehen verfassungsrechtlich begrindete Bedenken gegen die maligeblichen einfachgesetzlichen
Bestimmungen. Der deutsche Bundesverfassungsgerichtshof sieht dabei bereits die "bloBe Mdglichkeit" einer
Rechtsgutbeeintrachtigung vergleiche jedoch hinsichtlich Artikel 3, das erforderliche "real risk" [d.i. eine Uber die bloRe
Moglichkeit hinausgehende Gefahrdungswahrscheinlichkeit]) als fur eine Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung,
bis zur Klarung dieser grundrechtlichen Frage, hinreichend. Die Erfolgsaussichten der Beschwerde kdnnten "nicht von
vornherein verneint" aber auch "nicht offensichtlich bejaht" werden. vergleiche zB Bundesverfassungsgericht v.
8.12.2009, -2BvR 2780/09-; 22.12.2009 - 2 BvR 2879/09; Bundesverfassungsgericht - Pressestelle Mittlg. Nr. 103 aus
20009, v. 9.9.2009).

Gegen Griechenland hat die Europdische Kommission aktuell kein Vertragsverletzungsverfahren wegen Verletzung der
Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie eingeleitet. Ebenso ist keine Klage eines Mitgliedsstaates gegen
Griechenland wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie anhangig. Es liegt schlieRlich zum
Entscheidungszeitpunkt auch keine Empfehlung der Europdischen Kommission vor, von Uberstellungen nach
Griechenland abzusehen.

In seinem aktualisierten Positionspapier vom Dezember 2009 ("Observations on Greece as a country of asylum") halt
UNHCR zwar im Wesentlichen an seinen bisherigen Aussagen und Empfehlung zu Griechenland im Wesentlichen fest,
weist aber auch explizit auf von der neuen Regierung ausgehende positive Impulse durch die Einsetzung eines
Expertenkomitees zur Erarbeitung von MalRnahmen zur Verbesserung der Lage von Asylwerbern in Griechenland hin.

Aus den im vorliegenden Verfahren verwendeten (einschlief3lich den als notorisch zu geltenden, etwa den Bericht tber
eine Fact Finding Mission Caritas & Rotes Kreuz vom 24. August 2009 [fortan: FFM] ergibt sich nachfolgendes fur den
Asylgerichtshof entscheidungsrelevante Sachsubstrat. Vorauszuschicken ist aber, dass diese Quellen, insofern sie nicht
mit denen des Bundesasylamtes ident sind (und im Interesse des Beschwerdeflihrers zusatzlich konsultiert wurden) in
den Kernaussagen im Wesentlichen kein anderes inhaltliches Bild zeigen, als jene bereits im Verwaltungsverfahren
inkludierten (siehe deren Aussagen in der obigen Verfahrenserzahlung). Insofern werden sie nur vollstandigkeitshalber
angeflhrt:

FUr Dublin-Ruckkehrer nach Griechenland besteht Zugang zum Asylverfahren; die "pink card" wird in der Regel am
Flughafen ausgestellt (FFM, S. 8, 1. Satz).

Das griechische Gesundheitsministerium ist fir die Suche nach Unterkinften fur "Dublin-Rickkehrer" zustandig. Die
Wartezeiten kdnnen wegen Uberlastung der vorhandenen Kapazititen von Tagen bis zu mehr als sechs Monaten
andauern (Aktenvermerk BAA, AuRenstelle Linz vom 23.06.2009, Mail der OB Athen vom 15.07.2009; Auskiinfte des
Greek Council of Refugees vom 03.12.2008, 24.12.2008 und 11.08.2009; FFM 9f, S. 31 unten, 35 unten sowie 69f). Die
Erweiterung der Unterbringungskapazitaten durch die Errichtung neuer Aufnahmezentren ist beabsichtigt (Erklarung
des griechischen Innenministers, 12.07.2009, Spiegel Online, Mail der OB Athen vom 15.07.2009). Es sind jedenfalls
Falle bekannt, in denen Familien sofort staatlicherseits untergebracht wurden (FFM S. 31 unten), ebenso sind auch
alleinstehende mannliche Personen in einem Flichtlingslager untergebracht (siehe FFM 69). In anderen Fallen
existieren Unterstitzungsmoglichkeiten durch (zum Teil staatlich geférderte) Hilfsorganisationen (siehe FFM, 33f) und
soziale Netzwerke (siehe die in FFM wiedergegebenen Gesprachsinhalte). Einer Anfragebeantwortung der
Staatendokumentation vom 29.09.2009 ist zu entnehmen, dass das Gesundheitsministerium entscheidet, wie Dublin-



Ruckkehrer untergebracht werden, nicht, ob sie untergebracht werden. Dieser Auskunft zufolge sei der Zeitrum bis zur
Unterbringung nur einige Tage lang. Asylwerber sind dennoch (jedenfalls zeitweise) auch von Obdachlosigkeit
betroffen. Fur alle Asylwerber besteht grds. Zugang zum Arbeitsmarkt, wie auch zum Gesundheitswesen (siehe FFM
10ff).

Es sind bis dato in einer Gesamtschau aller Quellen - trotz rechtlicher Vertretung eines Uberwiegenden Teils der
"Dublin-Rickkehrer" durch spezialisierte Fltichtlingshilfsorganisationen wie den Greek Refugee Council (FFM, 20f, 26) -
keine Falle bekannt geworden, in denen Dublin-Rickkehrer wahrend aufrechten Asylverfahrens rechtswidrigerweise
auBer Landes gebracht worden waren. Auch UNHCR fihrt in seinem aktualisierten Positionspapier vom Dezember
2009 aus, dass keine derartigen Dublin-Ruckkehrer betreffenden Falle bekannt seien.

2009 erhielten - bei Ablehnung eines Grol3teils der Asylantrage - im erstinstanzlichen Verfahren in Griechenland 35
Menschen Fluchtlingsstatus, es gab 105 Falle der Zuerkennung von subsididren Schutz und in 25 Fallen wurde ein
Schutzstatus aus humanitaren Griinden bewilligt (zitiert nach: Eurostat, Asylum in the EU27, 4.5.2010). Das griechische
Asylsystem kennt auch nach der jungsten Reform eine (in vielen Fallen erfolgreiche) Beschwerdemaoglichkeit beim
Council of State gegen negative Entscheidungen der Verwaltungsbehérde (OB Athen vom 16.07.2009 und
entsprechende Ausfihrungen in FFM). Beschwerdemoglichkeit an den EGMR steht offen.

Auf Basis dieser Ergebnisse folgt fir den Asylgerichtshof, dass der Zugang von Dublin-Rickkehrern zum Asylverfahren
gewabhrleistet ist und dass in diesem Asylverfahren - trotz verschiedenster Mangel - nicht von einer generellen
Schutzverweigerung gesprochen werden kann. Der Asylgerichtshof hat dabei nicht tibersehen, dass mit Juli 2009 durch
Prasidialdekret Nr. 81 vom 30.06.2009 Anderungen des griechischen Asylsystems dahingehend eingetreten sind,
wonach zum einen (Artikel 2) negative Erstentscheidungen zu begrinden sind und zum anderen eine
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten haben. Ferner wird der in erster und letzter Instanz jeweils
entscheidungsbefugten Fremdepolizeibehdrde (nicht mehr nur jener in Athen, es erfolgt also eine Dezentralisierung)
ein beratendes "Refugee Committee", dem Erlasstext nach bestehend aus staatlichen und nicht-staatlichen Mitgliedern
(UNHCR), zur Seite gestellt, das ein dem Wortlaut nach umfangreiches Interview (unter besondere Bedachtnahme auf
die Bedurfnisse vulnerabler Personengruppen) mit dem Antragsteller, unter Beiziehung eines Dolmetschers,
durchzufuhren hat und eine begrindete Empfehlung mit einer detaillierten Einschatzung des Vorbringens des
Beschwerdefiihrers an die Behérde abgibt; will die Behdrde von dieser Empfehlung abweichen, hat sie dies gesondert
zu begrunden (Artikel 3). Im Gegenzug zu dieser Ausweitung des verwaltungsbehdrdlichen Verfahrens in erster Instanz
wird die bisherige Berufungsbehérde fiir neue Asylantrige abgeschafft (siehe Art. 9 am Ende). Diese Anderung
bewirkte Kritik von Hilfsorganisationen und von UNHCR. UNHCR nimmt - auch aus Kapazitatsgrinden - an dem neuen
Verfahren zur Zeit nicht teil. Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist festzuhalten, dass ein Rechtsbehelf gegen
erstinstanzliche Entscheidungen an den Staatsrat moéglich bleibt. Es erscheint auch nicht denkunmaéglich dahingehend
zu argumentieren, dass das neue System eine gesamthafte Beschleunigung und qualitative Verbesserung des
Verwaltungsverfahren bewirkt und de facto verhindert, dass die erste Instanz quasi "automatisch" negative
Entscheidungen erldsst, wie ihr bisher vorgeworfen worden ist. Im Lichte dieser divergierenden mdglichen
Einschatzungen (Klagen der Europdischen Kommission gegen Griechenland wegen Verletzung der Status- oder
Verfahrensrichtlinie sind, wie oben dargestellt, derzeit nicht bekannt) ldsst die neue Rechtslage zur Zeit nicht den
Schluss zu, dass nun eine entscheidende Anderung dahingehend eingetreten sei, wonach es ab Inkrafttreten des
Dekrets zu einer gesamthaften de facto Verweigerung eines fairen Asylverfahrens im Sinne einer solchen
offenkundigen Rechtswidrigkeit kdme, die vom Asylgerichtshof im gegenstdndlichen Zusammenhang eines "Dublin-
Verfahrens" zwingend aufzugreifen wére. Eine entscheidende allgemeine Anderung der Sachlage gegeniiber der
Situation zu Jahresbeginn 2009 ist daher alleine durch das zitierte Dekret bei jetzigem Sachstand nicht eingetreten. Fur
den Asylgerichtshof ist es in diesem Zusammenhang nunmehr schlussendlich auch von erheblicher Relevanz, dass die
seit Oktober 2009 amtierende neue griechische Regierung eine Verbesserung der Asylpolitik eingeleitet hat.Auf Basis
dieser Ergebnisse folgt fir den Asylgerichtshof, dass der Zugang von Dublin-Rickkehrern zum Asylverfahren
gewahrleistet ist und dass in diesem Asylverfahren - trotz verschiedenster Mangel - nicht von einer generellen
Schutzverweigerung gesprochen werden kann. Der Asylgerichtshof hat dabei nicht Ubersehen, dass mit Juli 2009 durch
Prasidialdekret Nr. 81 vom 30.06.2009 Anderungen des griechischen Asylsystems dahingehend eingetreten sind,
wonach zum einen (Artikel 2) negative Erstentscheidungen zu begrinden sind und zum anderen eine
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten haben. Ferner wird der in erster und letzter Instanz jeweils



entscheidungsbefugten Fremdepolizeibehdrde (nicht mehr nur jener in Athen, es erfolgt also eine Dezentralisierung)
ein beratendes "Refugee Committee", dem Erlasstext nach bestehend aus staatlichen und nicht-staatlichen Mitgliedern
(UNHCR), zur Seite gestellt, das ein dem Wortlaut nach umfangreiches Interview (unter besondere Bedachtnahme auf
die Bedurfnisse vulnerabler Personengruppen) mit dem Antragsteller, unter Beiziehung eines Dolmetschers,
durchzufihren hat und eine begrindete Empfehlung mit einer detaillierten Einschatzung des Vorbringens des
Beschwerdefiihrers an die Behérde abgibt; will die Behdrde von dieser Empfehlung abweichen, hat sie dies gesondert
zu begrunden (Artikel 3). Im Gegenzug zu dieser Ausweitung des verwaltungsbehordlichen Verfahrens in erster Instanz
wird die bisherige Berufungsbehérde fiir neue Asylantrage abgeschafft (siehe Artikel 9, am Ende). Diese Anderung
bewirkte Kritik von Hilfsorganisationen und von UNHCR. UNHCR nimmt - auch aus Kapazitatsgrinden - an dem neuen
Verfahren zur Zeit nicht teil. Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist festzuhalten, dass ein Rechtsbehelf gegen
erstinstanzliche Entscheidungen an den Staatsrat méglich bleibt. Es erscheint auch nicht denkunméglich dahingehend
zu argumentieren, dass das neue System eine gesamthafte Beschleunigung und qualitative Verbesserung des
Verwaltungsverfahren bewirkt und de facto verhindert, dass die erste Instanz quasi "automatisch" negative
Entscheidungen erldsst, wie ihr bisher vorgeworfen worden ist. Im Lichte dieser divergierenden mdglichen
Einschatzungen (Klagen der Europdischen Kommission gegen Griechenland wegen Verletzung der Status- oder
Verfahrensrichtlinie sind, wie oben dargestellt, derzeit nicht bekannt) ldsst die neue Rechtslage zur Zeit nicht den
Schluss zu, dass nun eine entscheidende Anderung dahingehend eingetreten sei, wonach es ab Inkrafttreten des
Dekrets zu einer gesamthaften de facto Verweigerung eines fairen Asylverfahrens im Sinne einer solchen
offenkundigen Rechtswidrigkeit kame, die vom Asylgerichtshof im gegenstdndlichen Zusammenhang eines "Dublin-
Verfahrens" zwingend aufzugreifen wére. Eine entscheidende allgemeine Anderung der Sachlage gegeniiber der
Situation zu Jahresbeginn 2009 ist daher alleine durch das zitierte Dekret bei jetzigem Sachstand nicht eingetreten. Fir
den Asylgerichtshof ist es in diesem Zusammenhang nunmehr schlussendlich auch von erheblicher Relevanz, dass die
seit Oktober 2009 amtierende neue griechische Regierung eine Verbesserung der Asylpolitik eingeleitet hat.

Fir den Asylgerichtshof folgt somit, dass ein reales Risiko einer systematischen Verletzung des Non-
Refoulementgebotes flr Dublin-Rickkehrer nach Griechenland zur Zeit nicht besteht (in diesem Sinne etwa fur viele
Asylgerichtshof S3 19.08.2009, 407.667; S9 410.691 ua., 20.01.2010).

3.3.2.2. Die Versorgungslage ist aus rechtlicher Ansicht des Asylgerichtshofes nicht so, dass sie im Allgemeinen Folter
oder unmenschlicher Behandlung im Verstandnis der Rechtsprechung des EGMR gleichkommt (vgl in Relation zu Malta
das Urteil des irischen High Court in Mantay vom 08.05.2009 [2009] No. 26 J.R.: " A distinction must be made between
poor living conditions (...) and inhuman or degrading treatment which constitute a breach of Article 3. (...) The
jurisprudence of the ECHR indicates that conditions that deprive the senses, such as hooding, deliberate exposure to
noise or sleep deprivation which have the potential to humiliate and destroy the personality of the detainee, might be
examples of inhuman or degrading treatment. Further examples might include force-feeding, prolonged physical
restraint, the forced administration of sedatives, unnecessary medical treatments (particularly for psychiatric patients),
and failure to provide medical treatment. (...) That same country of origin information nowhere mentions any
deliberate actions on the part of Malta or its agents which contribute to the overcrowding and deplorable state of the
sanitation facilities. Experience of asylum cases has indicated that from time to time almost every country in the EU has
faced legitimate complaints relating to facilities, heating, inappropriate food, lack of freedom and lack of occupation.
(...) When these problems are compounded by the sheer numbers of migrants with no common language, it is unfair to
describe the unhappy conditions (...) as engaging Article 3 or describing the conditions as inhuman and degrading
treatment without providing cogent evidence to that effect."). Angesichts der vorhandenen Unterstitzungsstrukturen
durch - wenn auch stark be- oder Uberlastete - ,zum Teil staatlich finanzierte NGOs in praktischer und rechtlicher
Hinsicht, kann auch (faktisch) nicht per se davon gesprochen worden, dass Uberstellte Menschen in eine vollig hilflose
Lage gerieten und nicht das zum Leben Notwendige erlangen kénnten. Was das Vorgehen der griechischen Behdrden
in diesem Zusammenhang betrifft, zeigt eine Gesamtschau der Berichtslage wohl eine zeitweise Uberforderung und
mangelnde Koordinierung, eine systematische oder gar absichtliche Strategie, Asylwerbern ihre Rechte und
Existenzgrundlage vorzuenthalten, kann zur Zeit weiterhin nicht erkannt werden. Dies va. auch unter Beachtung der
verschiedenen AuRerungen griechischer staatlicher Stellen zu Kritik und etwa der Errichtung neuer Aufnahmezentren.
Dies lasst beispielsweise etwa auch eine Mitteilung der Osterreichischen Botschaft in Athen vom 1.12.2009 (Quelle:
Staatendokumentation, Anfragebeantwortung vom 11.12.2009) nach einer zuvor ergangenen Anfrage beim
griechischen Ministerium fur Gesundheit und Fursorgewesen erkennen, worin der Botschaft vom Ministerium



versichert wurde, dass vulnerablen Personen automatisch Prioritat bei der Unterbringung eingeraumt werde. Bei
Ankunft von vulnerablen Personen wirden die zustandigen Behdrden informiert und diese Personen zur
Uberbriickung zumindest in eine vorlaufige Unterkunft gebracht werden. Wenn die 6sterreichischen Behdrden
Griechenland spatestens 1 Woche vor der Ankunft informieren, ware es einfacher zeitgerecht eine Unterkunft oder
geeignete Wohnung zu finden. Aufgelistet wurde dabei auch eine Reihe von Organisationen mit Kontaktadressen die
geeignete Unterkunfte vermitteln koénnten.3.3.2.2. Die Versorgungslage ist aus rechtlicher Ansicht des
Asylgerichtshofes nicht so, dass sie im Allgemeinen Folter oder unmenschlicher Behandlung im Verstandnis der
Rechtsprechung des EGMR gleichkommt vergleiche in Relation zu Malta das Urteil des irischen High Court in Mantay
vom 08.05.2009 [2009] No. 26 J.R.: " A distinction must be made between poor living conditions (...) and inhuman or
degrading treatment which constitute a breach of Article 3. (...) The jurisprudence of the ECHR indicates that conditions
that deprive the senses, such as hooding, deliberate exposure to noise or sleep deprivation which have the potential to
humiliate and destroy the personality of the detainee, might be examples of inhuman or degrading treatment. Further
examples might include force-feeding, prolonged physical restraint, the forced administration of sedatives,
unnecessary medical treatments (particularly for psychiatric patients), and failure to provide medical treatment. (...)
That same country of origin information nowhere mentions any deliberate actions on the part of Malta or its agents
which contribute to the overcrowding and deplorable state of the sanitation facilities. Experience of asylum cases has
indicated that from time to time almost every country in the EU has faced legitimate complaints relating to facilities,
heating, inappropriate food, lack of freedom and lack of occupation. (...) When these problems are compounded by the
sheer numbers of migrants with no common language, it is unfair to describe the unhappy conditions (...) as engaging
Article 3 or describing the conditions as inhuman and degrading treatment without providing cogent evidence to that
effect."). Angesichts der vorhandenen Unterstltzungsstrukturen durch - wenn auch stark be- oder Uberlastete - ,zum
Teil staatlich finanzierte NGOs in praktischer und rechtlicher Hinsicht, kann auch (faktisch) nicht per se davon
gesprochen worden, dass Uberstellte Menschen in eine voéllig hilflose Lage gerieten und nicht das zum Leben
Notwendige erlangen kdnnten. Was das Vorgehen der griechischen Behoérden in diesem Zusammenhang betrifft, zeigt
eine Gesamtschau der Berichtslage wohl eine zeitweise Uberforderung und mangelnde Koordinierung, eine
systematische oder gar absichtliche Strategie, Asylwerbern ihre Rechte und Existenzgrundlage vorzuenthalten, kann
zur Zeit weiterhin nicht erkannt werden. Dies va. auch unter Beachtung der verschiedenen AuRerungen griechischer
staatlicher Stellen zu Kritik und etwa der Errichtung neuer Aufnahmezentren. Dies ldsst beispielsweise etwa auch eine
Mitteilung der Osterreichischen Botschaft in Athen vom 1.12.2009 (Quelle: Staatendokumentation,
Anfragebeantwortung vom 11.12.2009) nach einer zuvor ergangenen Anfrage beim griechischen Ministerium fir
Gesundheit und Fursorgewesen erkennen, worin der Botschaft vom Ministerium versichert wurde, dass vulnerablen
Personen automatisch Prioritat bei der Unterbringung eingerdaumt werde. Bei Ankunft von vulnerablen Personen
wirden die zustdndigen Behérden informiert und diese Personen zur Uberbriickung zumindest in eine vorliufige
Unterkunft gebracht werden. Wenn die dsterreichischen Behérden Griechenland spatestens 1 Woche vor der Ankunft
informieren, ware es einfacher zeitgerecht eine Unterkunft oder geeignete Wohnung zu finden. Aufgelistet wurde
dabei auch eine Reihe von Organisationen mit Kontaktadressen die geeignete Unterkinfte vermitteln konnten.

3.3.2.3. In der Entscheidung des EGMR in der Rechtssache S.D. vs Griechenland, Rs 53541/07 vom 11.06.2009 wurden
Haftbedingungen an einem bestimmten Ort das Jahr 2007 betreffend, ohne offensichtlichen Bezug zu
Ruckuberstellungen nach der Dublin I VO, als Verletzung des Art. 3 EMRK angesehen. In der Entscheidung des EGMR in
der Rechtssache Tabesh vs. Griechenland, Rs 8256/07, vom 26.11.2009, hat ein afghanischer Staatsangehoriger die
griechische Grenze im Juli 2006 illegal Uberschritten, wobei er mit gefalschten Reisedokumenten angetroffen wurde.
Vom Gericht wurde er deswegen am 24.12.2006 verurteilt. Zur Vorbereitung einer Ausweisung wurde er vom
31.12.2006 bis 28.3.2007 in Haftraumlichkeiten der Fremdenpolizei in Thessaloniki angehalten. Beschwerden gegen
diese Anhaltung und die dortigen Haftbedingungen wurden im innerstaatlichen Rechtsweg als unbegrindet
abgewiesen. Am 28.3.2007 wurde der Fremde aus der Haft entlassen und aufgefordert binnen 10 Tagen das
griechische Territorium zu verlassen. Am 16.4.2007 stellte er in Griechenland einen Asylantrag. Das Asylverfahren war
zum Beschwerdezeitpunkt noch anhangig. Der EGMR erkannte, dass auf Grund der Dauer dieser Anhaltung
(31.12.2006 bis 28.3.2007) wahrend des aufenthaltsbeendenden Verfahrens die dortigen Haftbedingungen gegen Art 3
EMRK verstiel3en.3.3.2.3. In der Entscheidung des EGMR in der Rechtssache S.D. vs Griechenland, Rs 53541/07 vom
11.06.2009 wurden Haftbedingungen an einem bestimmten Ort das Jahr 2007 betreffend, ohne offensichtlichen Bezug
zu Ruckuberstellungen nach der Dublin romisch zwei VO, als Verletzung des Artikel 3, EMRK angesehen. In der



Entscheidung des EGMR in der Rechtssache Tabesh vs. Griechenland, Rs 8256/07, vom 26.11.2009, hat ein
afghanischer Staatsangehoriger die griechische Grenze im Juli 2006 illegal Uberschritten, wobei er mit gefalschten
Reisedokumenten angetroffen wurde. Vom Gericht wurde er deswegen am 24.12.2006 verurteilt. Zur Vorbereitung
einer Ausweisung wurde er vom 31.12.2006 bis 28.3.2007 in Haftrdumlichkeiten der Fremdenpolizei in Thessaloniki
angehalten. Beschwerden gegen diese Anhaltung und die dortigen Haftbedingungen wurden im innerstaatlichen
Rechtsweg als unbegriindet abgewiesen. Am 28.3.2007 wurde der Fremde aus der Haft entlassen und aufgefordert
binnen 10 Tagen das griechische Territorium zu verlassen. Am 16.4.2007 stellte er in Griechenland einen Asylantrag.
Das Asylverfahren war zum Beschwerdezeitpunkt noch anhangig. Der EGMR erkannte, dass auf Grund der Dauer
dieser Anhaltung (31.12.2006 bis 28.3.2007) wahrend des aufenthaltsbeendenden Verfahrens die dortigen
Haftbedingungen gegen Artikel 3, EMRK verstieRen.

Ein aktueller und sachlicher Bezug zu im Rahmen des Dublin-Verfahrens Uberstellte Fremde ist diesen Fallen nicht zu
entnehmen. Aus der objektivierbaren Berichtslage ergibt sich auch nicht, dass nach der Dublin Il - Verordnung Uber
den Flughafen Athen rickiberstellte Menschen dort systematisch flr langere Zeit inhaftiert wiirden (so auch Auskunft
der Staatendokumentation vom 29.09.2009, Punkt 2).Ein aktueller und sachlicher Bezug zu im Rahmen des Dublin-
Verfahrens Uberstellte Fremde ist diesen Fallen nicht zu entnehmen. Aus der objektivierbaren Berichtslage ergibt sich
auch nicht, dass nach der Dublin rémisch zwei - Verordnung Uber den Flughafen Athen ricklberstellte Menschen dort
systematisch fur langere Zeit inhaftiert wirden (so auch Auskunft der Staatendokumentation vom 29.09.2009, Punkt
2).

Auch liegen keine aktuellen Berichte Uber systematische menschenrechtswidrige Behandlung oder Misshandlungen
durch staatliche Organe bei Rickkehr vor (siehe Gesamtschau der in FFM widergegebenen Aussagen).

3.3.2.4. Einem Verlangen, dem Bundesasylamt letztlich eine generell zwingende Austibung des Selbsteintrittsrechts in
Bezug auf Uberstellungen in den zustindigen Mitgliedstaat Griechenland rechtsverbindlich aufzutragen (was
angesichts der von Funke-Kaiser, aaO Rz 139, angefiihrten Besonderheit, dass Entscheidungen nach der Dublin Il VO
nicht das Risiko der bei "Auslieferung des Asylbewerbers an den potentiellen Verfolger" (...) verbundenen "schweren
und irreparablen Folgen" zeitigen, grundsatzlich nur in auBergewodhnlichen Konstellationen, etwa wie in § 39 Abs 2
AsylG vorgezeigt, gerechtfertigt ware), konnte daher auf Basis der oben dargestellten Wirdigung der Berichtslage
weder aus (nationaler) verfassungsrechtlicher, noch aus gemeinschaftsrechtlicher (eine vom Asylgerichtshof
aufzugreifende ungeklarte Rechtsfrage ist nicht ersichtlich und wurde derartiges im Verfahren auch nicht vorgebracht;
mogliche Verletzungen bestimmter Regelungen gemeinschaftsrechtlicher Richtlinien zum Asylverfahren in
Griechenland konnten gegebenenfalls im dortigen Verfahren releviert werden) Sicht, noch in Anwendung der
einfachgesetzlichen Bestimmungen des AsylG nachgekommen werden.3.3.2.4. Einem Verlangen, dem Bundesasylamt
letztlich eine generell zwingende Ausiibung des Selbsteintrittsrechts in Bezug auf Uberstellungen in den zustiandigen
Mitgliedstaat Griechenland rechtsverbindlich aufzutragen (was angesichts der von Funke-Kaiser, aaO Rz 139,
angefuhrten Besonderheit, dass Entscheidungen nach der Dublin rémisch zwei VO nicht das Risiko der bei
"Auslieferung des Asylbewerbers an den potentiellen Verfolger" (...) verbundenen "schweren und irreparablen Folgen"
zeitigen, grundsatzlich nur in aullergewdhnlichen Konstellationen, etwa wie in Paragraph 39, Absatz 2, AsylG
vorgezeigt, gerechtfertigt ware), konnte daher auf Basis der oben dargestellten Wirdigung der Berichtslage weder aus
(nationaler) verfassungsrechtlicher, noch aus gemeinschaftsrechtlicher (eine vom Asylgerichtshof aufzugreifende
ungeklarte Rechtsfrage ist nicht ersichtlich und wurde derartiges im Verfahren auch nicht vorgebracht; mégliche
Verletzungen bestimmter Regelungen gemeinschaftsrechtlicher Richtlinien zum Asylverfahren in Griechenland
konnten gegebenenfalls im dortigen Verfahren releviert werden) Sicht, noch in Anwendung der einfachgesetzlichen
Bestimmungen des AsylG nachgekommen werden.

3.3.2.5. Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

3.3.2.5.1. Aus dem Eurodac-Treffer ergibt sich zweifelsfrei, dass der Beschwerdeflhrer in Griechenland einen
Asylantrag gestellt hat. Laut seinem Vorbringen wurde er nach seiner Ankunft in Griechenland fur etwa zwei Wochen in
einem Lager untergebracht. Dort sei ihm dann mitgeteilt worden, er kdnne in Athen einen Asylantrag stellen.
Wenngleich der Beschwerdeflhrer angegeben hat, dass ihm dies nicht moglich gewesen sei, so hat er doch auch
erwahnt, immer wieder eine Karte erhalten zu haben, welche alle sechs Monate verlangert worden sei.

Was das Vorbringen des BeschwerdefUhrers betrifft, er habe rund eineinhalb Jahre auf der StralRe gelebt und sei von
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kirchlichen Einrichtungen mit Lebensmitteln unterstitzt worden, so widerspricht das zum einen den getroffenen
Feststellungen, wonach Asylwerber in Griechenland Anspruch auf Versorgung haben. Zum anderen war der
Beschwerdefiihrer Uber diesen gesamten Zeitraum in der Lage, seine Existenz zu sichern. Zudem kénnten die
sporadischen finanziellen Unterstutzungen durch den Bruder des Beschwerdeflhrers auch in Griechenland erfolgen.

Erganzend ist anzumerken, dass Dublin-Ruckkehrer im Gegensatz zu anderen Asylsuchenden direkt bei ihrer Ankunft
in Griechenland am Flughafen Zugang zum Asylverfahren haben, ihnen wird bereits dort eine rosa Karte ausgestellt.
Wurde bereits vor der Abreise aus Griechenland ein Asylgesuch eingereicht, wird das Verfahren dort fortgesetzt, wo es
unterbrochen wurde.

Auch wenn es bei der Bereitstellung einer Unterkunft zu Verzégerungen kommen kann, so ist darauf hinzuweisen,
dass der Beschwerdeflhrer laut eigenen Angaben bereits Uber einen Zeitraum von rund zwei Jahren in der Lage war,
seine dringendsten Lebensbedirfnisse zu decken. Er hat auch angegeben, von kirchlichen Einrichtungen mit
Nahrungsmitteln versorgt worden zu sein.

3.3.5.2.2. Was das Vorbringen betrifft, der Beschwerdeflhrer sei in Griechenland von Polizisten geschlagen worden, so
wurde dies seitens des Bundesasylamtes im angefochtenen Bescheid fur nicht glaubhaft erachtet, weil die
diesbeziiglichen Angaben widersprichlich gewesen seien. So hat der Beschwerdeflihrer zunachst erwahnt, acht bis
neun Mal von Polizisten geschlagen worden zu sein, spater gab er dann jedoch an, dies sei ein einziges Mal gewesen.

Diese Beweiswurdigung halt einer Schlissigkeitsprufung durch den Asylgerichtshof Stand. Selbst wenn man jedoch
davon ausgehen wirde, dass der Beschwerdeflhrer tatsachlich von Polizisten geschlagen worden sei, so wurde im
angefochtenen Bescheid auch festgestellt, dass jeder Asylwerber grundsatzlich die gleichen Moglichkeiten wie jeder
griechische Biirger hat, gegen Ubergriffe der Polizei vorzugehen. Polizeilibergriffe gegen Fliichtlinge kénnen nach dem
Strafgesetzbuch geahndet werden.

Es ist daher nicht davon auszugehen, dass der griechische Staat nicht fahig und nicht willens ware, den
Beschwerdefiihrer vor derartigen Ubergriffen zu schiitzen.

3.3.5.2.3. Selbiges gilt auch fiir die vom Beschwerdefiihrer geschilderten Ubergriffe durch angebliche Feinde seines
Bruders.

3.3.5.2.4. Was die in der Beschwerde zitierten Stellungnahmen von UNHCR betrifft, wo von Uberstellungen nach
Griechenland abgeraten wird, so wurde bereits oben dargetan, dass flr den Asylgerichtshof ein reales Risiko einer
systematischen Verletzung des Non-Refoulementgebotes flr Dublin-Rickkehrer nach Griechenland zur Zeit nicht
besteht.

Auch wenn es bei der Bereitstellung einer Unterkunft zu Verzégerungen kommen kann, so ist nochmals darauf
hinzuweisen, dass der Beschwerdeflhrer bereits in Griechenland aufhaltig war und seinen Lebensunterhalt bestreiten
konnte.

Unter BerUcksichtigung der individuellen Situation des Beschwerdeflhrers ergibt sich im Hinblick auf die vom
Gerichtshof angenommene Lage im Zielstaat im konkreten Fall keine Uberwiegende Wahrscheinlichkeit bzw. reale
Gefahr, dass er im Falle einer Ruckkehr nach Griechenland keinen Zugang zum Asylverfahren hatte oder dort auf
Grund der Versorgungslage in eine aussichtslose Situation geraten wurde, die die Erheblichkeitsschwelle des Art 3
EMRK erreichtUnter Bertcksichtigung der individuellen Situation des Beschwerdeflhrers ergibt sich im Hinblick auf die
vom Gerichtshof angenommene Lage im Zielstaat im konkreten Fall keine tGberwiegende Wahrscheinlichkeit bzw. reale
Gefahr, dass er im Falle einer Ruckkehr nach Griechenland keinen Zugang zum Asylverfahren hatte oder dort auf
Grund der Versorgungslage in eine aussichtslose Situation geraten wiirde, die die Erheblichkeitsschwelle des Artikel 3,
EMRK erreicht

3.3.5.2.5. Was die Hinweise in der Beschwerdeschrift auf die deutsche Judikatur betrifft, so wurde oben bereits
dargelegt, dass dies keinen Anlass fur die Ausibung des Selbsteintrittsrechtes darstellt.

3.3.5.2.6. Erkrankungen des Beschwerdefihrers:

Im Rahmen der Refoulemententscheidung ist unter anderem zu prifen, ob der Abschiebung des Asylwerbers ein tUber
eine bloBe Moglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne
des Art. 3 EMRK entgegen steht.Im Rahmen der Refoulemententscheidung ist unter anderem zu priifen, ob der



Abschiebung des Asylwerbers ein Gber eine bloRBe Mdéglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder
erniedrigenden Behandlung im Sinne des Artikel 3, EMRK entgegen steht.

Der Beschwerdefihrer hat vor dem Bundesasylamt diverse Beschwerden, darunter Juckreiz auf der Haut und
Kopfschmerzen bei Larm, vorgebracht, welche in der Erstaufnahmestelle auch medikamentds behandelt wurden.

Nach Erlassung des angefochtenen Bescheides wurde der Beschwerdefuhrer in Schubhaft genommen. Um diese zu
beenden, hat er sich mit einer Rasierklinge selbst verletzt, woraufhin er flr zwei Tage stationar in eine psychiatrische
Klinik aufgenommen wurde.

Zur Vereinbarkeit der Abschiebung kranker Personen in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK ist va. auf das Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 6. Marz 2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem ausgehend vom Urteil des
EGMR vom 2. Mai 1997, D. v. The United Kingdom, Nr. 30.240/96, ausfuhrlich auf Rechtsprechung des EGMR verwiesen
wird, nach der im Falle der Abschiebung einer kranken Person nur besondere Umstande ("exceptional circumstances")
eine Verletzung von Art. 3 ERMK begrinden kénnen. Der Verfassungsgerichtshof fasst darin im Wesentlichen
zusammen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR
um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet
oder selbstmordgefahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer zugdnglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsméglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung des Art 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung
einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). Bei der
Ausweisung und Abschiebung Fremder in einen Mitgliedstaat der Europdischen Union wird auch zu bericksichtigen
sein, dass dieser zur Umsetzung der Aufnahmerichtlinie verpflichtet ist, nach der diese dafiir zu sorgen haben, dass
Asylwerber die erforderliche medizinische Versorgung erhalten.Zur Vereinbarkeit der Abschiebung kranker Personen
in einen anderen Staat mit Artikel 3, EMRK ist va. auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 6. Méarz
2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem ausgehend vom Urteil des EGMR vom 2. Mai 1997, D. v. The United Kingdom, Nr.
30.240/96, ausfihrlich auf Rechtsprechung des EGMR verwiesen wird, nach der im Falle der Abschiebung einer
kranken Person nur besondere Umstdnde ("exceptional circumstances") eine Verletzung von Artikel 3, ERMK
begriinden kénnen. Der Verfassungsgerichtshof fasst darin im Wesentlichen zusammen, dass im Allgemeinen kein
Fremder ein Recht hat in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch behandelt zu
werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass
die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer zugénglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange
es grundsatzlich Behandlungsméglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei
Vorliegen aulRergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung des Artikel 3, EMRK. Solche liegen
etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter
qualvollen Umsténden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). Bei der Ausweisung und Abschiebung Fremder in
einen Mitgliedstaat der Europdischen Union wird auch zu berlcksichtigen sein, dass dieser zur Umsetzung der
Aufnahmerichtlinie verpflichtet ist, nach der diese dafir zu sorgen haben, dass Asylwerber die erforderliche
medizinische Versorgung erhalten.

Im jangeren Urteil des EGMR (GroRe Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr. 26.565/05, hat der
Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte seine Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und Art 3 EMRK
zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v. France, Nr.
30.930/96, Kararalm jingeren Urteil des EGMR (Grof3e Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr.
26.565/05, hat der Europaische Gerichtshof fur Menschenrechte seine Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und
Artikel 3, EMRK zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v.
France, Nr. 30.930/96, Karara

1. v.Literav
Finland, Nr. 40.900/98, S.C.C. v. Sweden, Nr. 46.553/99, Bensaid

2. v.literav
The United Kingdom, Nr. 44.599/98, Arcila Henao v. The Netherlands, Nr. 13.669/03, Ndangoya v. Sweden, Nr.
17.868/03, sowie Amegnigan v. The Netherlands, Nr. 25.629/04 verwiesen (Randnrn. 35 bis 41 des Urteils N. v. The
United Kingdom).


https://www.jusline.at/entscheidung/349
https://www.jusline.at/entscheidung/349

Im konkreten Fall N. v. The United Kingdom lag die Beurteilung der Rechtmaligkeit der Abschiebung einer an Aids
Erkrankten nach Uganda zugrunde. Nach Informationen der WHO ist antiretrovirale Medikamentation in Uganda
erhaltlich, auch wenn wegen mangelnder Ressourcen nur die Hélfte jener Personen, die sie benétigen, in den Genuss
dieser Behandlung kommt. Die Bf. behauptete, sie konne sich die Behandlung nicht leisten und diese ware in der
landlichen Gegend, aus der sie stamme, gar nicht erhaltlich. Der Gerichtshof flhrte aus, dass es scheint, dass sie
Familienmitglieder in Uganda hat, auch wenn sie behauptet, dass diese nicht gewillt oder nicht in der Lage waren, sich

um sie zu kiimmern.

Das Vereinigte Konigreich hat der Bf. wahrend des Asylverfahrens und der folgenden Verfahren lber die Zuldssigkeit
ihrer Ausweisung neun Jahre lang auf 6ffentliche Kosten medizinische und soziale Unterstitzung gewahrt. Dies

begriindet jedoch keine Verpflichtung seitens des belangten Staates, weiterhin fir sie zu sorgen.

Der GH anerkennt, dass die Lebensqualitat der Bf. und ihre Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda
beeintrachtigt wiirde. Sie ist im Moment jedoch nicht todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern wiirde und in
welchem Ausmal sie in der Lage ware, Zugang zu medizinischer Behandlung, Unterstitzung und Pflege, einschliellich
der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich
stetig fortentwickelnden Situation was die Behandlung von AIDS und HIV weltweit betrifft. Der EGMR erkannte in
diesem Fall, dass keine Verletzung des Art 3 EMRK vorlag.Der GH anerkennt, dass die Lebensqualitat der Bf. und ihre
Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda beeintrachtigt wirde. Sie ist im Moment jedoch nicht
todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern wirde und in welchem Ausmal sie in der Lage ware, Zugang zu
medizinischer Behandlung, Unterstttzung und Pflege, einschliel3lich der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu
einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich stetig fortentwickelnden Situation was die
Behandlung von AIDS und HIV weltweit betrifft. Der EGMR erkannte in diesem Fall, dass keine Verletzung des Artikel 3,
EMRK vorlag.

Der EGMR stellte in diesem Verfahren die aus seiner bisherigen Rechtsprechung abzuleitenden Grundsatze
zusammenfassend wie folgt dar (Randnrn. 42 ff des Urteils N. v. The United Kingdom):

Fremde, gegen die eine Ausweisung verhangt wird, kénnen grundsatzlich keinen Anspruch geltend machen, im
Territorium eines Konventionsstaates zu bleiben, um weiterhin in den Genuss von medizinischer, sozialer oder
sonstiger Unterstitzung und Leistungen zu kommen, die vom ausweisenden Staat gewahrt werden. Die Tatsache, dass
die Lebenserwartung eines Beschwerdefuhrers im Falle seiner Ausweisung deutlich herabgesetzt wiirde, reicht fur sich
genommen nicht aus, um eine Verletzung von Art. 3 EMRK zu begriinden. Die Entscheidung, einen an einer schweren
mentalen oder korperlichen Krankheit leidenden Fremden in ein Land abzuschieben, wo die Einrichtungen zur
Behandlung dieser Krankheit den im Konventionsstaat verfigbaren unterlegen sind, kann ein Problem unter Art. 3
EMRK aufwerfen, allerdings nur in einem sehr aul3ergewdhnlichen Fall ("very exceptional case"), in dem die gegen die
Abschiebung sprechenden humanitaren Grinde zwingend sind. Im Fall D. v. The United Kingdom bestanden die sehr
auBergewohnlichen Umstande ("very exceptional circumstances") darin, dass der Beschwerdeflhrer todkrank war, ihm
in seinem Heimatland keine Pflege oder medizinische Versorgung garantiert war und er dort keine Familie hatte, die
ihn hatte pflegen oder ihn mit den nétigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und sozialer Unterstliitzung versorgen hétte
kénnen (Randnr. 42 des Urteils N. v. The United Kingdom).Fremde, gegen die eine Ausweisung verhangt wird, kdnnen
grundsatzlich keinen Anspruch geltend machen, im Territorium eines Konventionsstaates zu bleiben, um weiterhin in
den Genuss von medizinischer, sozialer oder sonstiger Unterstitzung und Leistungen zu kommen, die vom
ausweisenden Staat gewahrt werden. Die Tatsache, dass die Lebenserwartung eines Beschwerdeflhrers im Falle
seiner Ausweisung deutlich herabgesetzt wirde, reicht fir sich genommen nicht aus, um eine Verletzung von Artikel 3,
EMRK zu begrinden. Die Entscheidung, einen an einer schweren mentalen oder kdrperlichen Krankheit leidenden
Fremden in ein Land abzuschieben, wo die Einrichtungen zur Behandlung dieser Krankheit den im Konventionsstaat
verfigbaren unterlegen sind, kann ein Problem unter Artikel 3, EMRK aufwerfen, allerdings nur in einem sehr
auBergewohnlichen Fall ("very exceptional case"), in dem die gegen die Abschiebung sprechenden humanitaren
GrUnde zwingend sind. Im Fall D. v. The United Kingdom bestanden die sehr auRergewdhnlichen Umstande ("very
exceptional circumstances") darin, dass der Beschwerdefuhrer todkrank war, ihm in seinem Heimatland keine Pflege
oder medizinische Versorgung garantiert war und er dort keine Familie hatte, die ihn hatte pflegen oder ihn mit den
notigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und sozialer Unterstltzung versorgen hatte kénnen (Randnr. 42 des Urteils N.
v. The United Kingdom).



Der EGMR schlie8t nicht aus, dass es andere sehr aullergewohnliche Fdlle geben kann, wo die humanitdren
Erwagungen ahnlich zwingend sind. Er halt es jedoch fur geboten, die im Fall D. v. The United Kingdom festgelegte und
in der spateren Rechtsprechung angewendete hohe Schwelle ("high threshold") beizubehalten. Der EGMR erachtet
diese Schwelle fir richtig, da der behauptete drohende Schaden nicht aus den absichtlichen Handlungen oder
Unterlassungen staatlicher Behérden oder nichtstaatlicher Akteure resultiert, sondern stattdessen aus einer naturlich
auftretenden Krankheit und dem Fehlen ausreichender Ressourcen fur ihre Behandlung im Empfangsstaat (Randnr. 43
des Urteils N. v. The United Kingdom).

Obwohl viele der in ihr enthaltenen Rechte soziale und wirtschaftliche Implikationen haben -so der EGMR weiter -, zielt
die EMRK im Wesentlichen auf den Schutz der birgerlichen und politischen Rechte ab. Uberdies wohnt der EMRK als
Ganzer die Suche nach einem fairen Ausgleich zwischen den Anforderungen des allgemeinen Interesses der
Gemeinschaft und den Erfordernissen des Schutzes der Grundrechte des Einzelnen inne. Fortschritte der
medizinischen Forschung zusammen mit sozialen und wirtschaftlichen Unterschieden zwischen verschiedenen
Landern bringen es mit sich, dass sich das Niveau der im Konventionsstaat verfigbaren Behandlung deutlich von jener
im Herkunftsstaat unterscheiden kann. Wahrend es angesichts der grundlegenden Bedeutung von Art. 3 EMRK im
System der Konvention notwendig ist, dass sich der EGMR ein gewisses Mal3 an Flexibilitat bewahrt, um Ausweisungen
in Ausnahmefallen zu verhindern, verpflichtet Art. 3 EMRK einen Vertragsstaat nicht dazu, solche Ungleichheiten durch
die Gewahrung von kostenloser und unbeschrankter Gesundheitsversorgung fur alle Fremden ohne Aufenthaltsrecht
in seinem Gebiet zu mildern. Das Gegenteil festzustellen, wirde den Konventionsstaaten eine zu grof3e Burde
auferlegen (Randnr. 44 des Urteils N. v. The United Kingdom).Obwohl viele der in ihr enthaltenen Rechte soziale und
wirtschaftliche Implikationen haben -so der EGMR weiter -, zielt die EMRK im Wesentlichen auf den Schutz der
birgerlichen und politischen Rechte ab. Uberdies wohnt der EMRK als Ganzer die Suche nach einem fairen Ausgleich
zwischen den Anforderungen des allgemeinen Interesses der Gemeinschaft und den Erfordernissen des Schutzes der
Grundrechte des Einzelnen inne. Fortschritte der medizinischen Forschung zusammen mit sozialen und
wirtschaftlichen Unterschieden zwischen verschiedenen Landern bringen es mit sich, dass sich das Niveau der im
Konventionsstaat verfligbaren Behandlung deutlich von jener im Herkunftsstaat unterscheiden kann. Wahrend es
angesichts der grundlegenden Bedeutung von Artikel 3, EMRK im System der Konvention notwendig ist, dass sich der
EGMR ein gewisses MalR an Flexibilitdt bewahrt, um Ausweisungen in Ausnahmefdllen zu verhindern, verpflichtet
Artikel 3, EMRK einen Vertragsstaat nicht dazu, solche Ungleichheiten durch die Gewahrung von kostenloser und
unbeschrankter Gesundheitsversorgung fiir alle Fremden ohne Aufenthaltsrecht in seinem Gebiet zu mildern. Das
Gegenteil festzustellen, wiirde den Konventionsstaaten eine zu groRe Blrde auferlegen (Randnr. 44 des Urteils N. v.
The United Kingdom).

SchlieBlich stellt der EGMR fest, dass dieselben Grundsatze in Hinblick auf die Ausweisung jeder Person gelten mussen,
die an irgendeiner schweren, natirlich aufgetretenen mentalen oder kdrperlichen Krankheit leidet, die Leid, Schmerz
und eine verringerte Lebenserwartung verursacht und eine spezielle Behandlung erfordert, die im Herkunftsland der
Person nicht ohne weiteres oder nur zu betrachtlichen Kosten erhaltlich ist (Randnr. 45 des Urteils N. v. The United
Kingdom).

Der Verwaltungsgerichtshof folgte in seinem Erkenntnis vom 23.9.2009, ZI12007/01/0515-10, dieser Ansicht.

In Bezug auf psychische Erkrankungen, wie zB schweren Depressionen und PTBS mit suizidaler Einengung, haben auch
nachfolgende, sich ebenfalls aus der Rechtsprechung des EGMR ergebende, Uberlegungen (vgl. auch VfGH v. 6. Mérz
2008, B 2400/07 sowie Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-
Verfahren" mwN auf die Judikatur des EGMR) fir eine Art 3-EMRK-konforme Entscheidung mit einzuflieBen:In Bezug
auf psychische Erkrankungen, wie zB schweren Depressionen und PTBS mit suizidaler Einengung, haben auch
nachfolgende, sich ebenfalls aus der Rechtsprechung des EGMR ergebende, Uberlegungen vergleiche auch VfGH v. 6.
Marz 2008, B 2400/07 sowie Premiszl, Migralex 2 aus 2008,, 54ff, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in
"Dublin-Verfahren" mwN auf die Judikatur des EGMR) fur eine Artikel 3 -, E, M, R, K, -, k, o, n, f, 0, r, m, e, Entscheidung
mit einzufliel3en:

Schwere psychische Erkrankungen erreichen solange nicht die erforderliche Gravitat, als es nicht zumindest einmal zu
einer Zwangseinweisung in eine geschlossene Psychiatrie gekommen ist. Sollte diese allerdings schon langer als ein
Jahr zurtickliegen und in der Zwischenzeit nichts Nennenswertes passiert sein, diirfte von keiner akuten Gefahrdung
mehr auszugehen sein. Die lediglich fallweise oder auch regelméaRige Inanspruchnahme von psychiatrischen oder
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psychotherapeutischen Leistungen einschlieBlich freiwilliger Aufenthalte in offenen Bereichen psychiatrischer Kliniken
indizieren eine fehlende Gravitat der Erkrankung.

Im Falle einer diagnostizierten PTBS, die auf traumatische Erlebnisse im Herkunftsstaat zurtickzuflhren ist, wird diese
umso unbeachtlicher respektive unglaubwurdiger, je spater im Verfahren die dieser Erkrankung behauptetermallen
zugrunde liegenden Erlebnisse vorgebracht werden. Nach Ansicht des EGMR kann zwar die Erkrankung erst nach
Jahren ausbrechen bzw. erkannt werden, vom Asylwerber kann aber erwartet werden, dass er den traumakausalen

Sachverhalt bereits in einem friihen Verfahrensstadium erstmals erwahnt.

Mentaler Stress, der durch eine Abschiebungsentscheidung hervorgerufen wird, rechtfertigt nicht die Abstandnahme
von der Effektuierung dieser Entscheidung.

Auch wenn eine akute Suizidalitat besteht, ist ein Vertragsstaat nicht dazu verpflichtet, von der Durchfuhrung der
Abschiebung Abstand zu nehmen, wenn konkrete risikominimierende MaBnahmen getroffen werden, um einen
Selbstmord zu verhindern. Die Zusicherung von Garantien, welche von der die Abschiebung durchfiihrenden Polizei zu
beachten sind (zB die Charterung eines eigenen, mit einem arztlichen Team ausgestatteten Flugzeuges), reichen hiezu
aus. Dies gilt auch fur den Fall bereits mehrer vorangegangener Suizidversuche.

Fallbezogen bedeutet dies gegenstandlich Folgendes:

In Bezug auf den Gesundheitszustand der beschwerdefuhrenden Partei ergibt sich vor dem Hintergrund der
dargestellten Rechtsprechung des EGMR nicht, dass hier sehr aullergewdhnliche Umstande ("very exceptional
circumstances") gegeben waren, die eine Ruckkehr in den Zielstaat - unbeschadet des moglichen Umstandes, dass dort
eine mit Osterreichischen Verhdltnissen vergleichbare qualitativ hochwertige medizinische Behandlung nicht zu
erwarten ist - ausschlieBen wirden. Wie sich aus der dargestellten Rechtsprechung des EGMR ergibt, ist namlich der
Umstand allein, dass ein vergleichbarer Standard in der medizinischen Behandlung nicht besteht, nicht geeignet, einen
Verstol? gegen Art. 3 EMRK zu begrinden. Fallbezogen erreicht die von der belangten Behodrde festgestellte
Gesundheitsbeeintrachtigung der beschwerdeflihrenden Partei auch nicht jenes sehr auBergewdhnliche Ausmal3 an
Leidenszustanden, wie es in der Rechtsprechung des EGMR fur das Vorliegen eines Abschiebehindernisses nach Art. 3
EMRK gefordert wird. Auch wurde seitens der beschwerdefuhrenden Partei nicht hinreichend belegt und kann auch
auf Grund der getroffenen Feststellungen nicht davon ausgegangen werden, dass die reale Gefahr (vlg. zum "real risk"
betreffend Zugang insbesondere EGMR, Fall N. v. the United Kingdom) bestlinde, dass die Partei va. als Asylwerber
keinen Zugang zur Gesundheitsversorgung in Griechenland hat.In Bezug auf den Gesundheitszustand der
beschwerdeflihrenden Partei ergibt sich vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung des EGMR nicht, dass
hier sehr auBergewdéhnliche Umstande ("very exceptional circumstances") gegeben waren, die eine Ruckkehr in den
Zielstaat - unbeschadet des mdglichen Umstandes, dass dort eine mit dsterreichischen Verhadltnissen vergleichbare
qualitativ hochwertige medizinische Behandlung nicht zu erwarten ist - ausschlieBen wirden. Wie sich aus der
dargestellten Rechtsprechung des EGMR ergibt, ist namlich der Umstand allein, dass ein vergleichbarer Standard in der
medizinischen Behandlung nicht besteht, nicht geeignet, einen Versto3 gegen Artikel 3, EMRK zu begrinden.
Fallbezogen erreicht die von der belangten Behdrde festgestellte Gesundheitsbeeintrachtigung der
beschwerdeflihrenden Partei auch nicht jenes sehr auBergewdhnliche Ausmald an Leidenszustanden, wie es in der
Rechtsprechung des EGMR fur das Vorliegen eines Abschiebehindernisses nach Artikel 3, EMRK gefordert wird. Auch
wurde seitens der beschwerdefihrenden Partei nicht hinreichend belegt und kann auch auf Grund der getroffenen
Feststellungen nicht davon ausgegangen werden, dass die reale Gefahr (vlg. zum "real risk" betreffend Zugang
insbesondere EGMR, Fall N. v. the United Kingdom) bestinde, dass die Partei va. als Asylwerber keinen Zugang zur
Gesundheitsversorgung in Griechenland hat.

Die vom Beschwerdefihrer vor dem Bundesasylamt vorgebrachten Beschwerden - wie Juckreiz oder Kopfschmerzen -
sind nicht lebensbedrohend und konnten medikamentds behandelt werden.

Durch die Selbstverstimmelung ist es zwar zu einem zweitdgigen stationdren Aufenthalt des Beschwerdefuhrers in
einer psychiatrischen Klinik gekommen, dieser wurde jedoch mit der Diagnose Anpassungsstérung und der
Verschreibung eines Antidepressivums ohne weitere Vorkehrungen wieder entlassen.

Akut existenzbedrohende Krankheitszustande oder Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der
Krankheitszustande im Falle einer Uberstellung nach Griechenland sind der Aktenlage somit nicht zu entnehmen.



Es fehlt daher an einer entsprechenden Gravitat der Erkrankung.

Es entspricht auch dem Amtswissen, dass im Rahmen der Dublin Verfahren jede Abschiebung auf dem Landweg unter
Beziehung besonders geschulter Organe erfolgt. Im Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt
Uberdies grundsatzlich eine Flugtauglichkeitsuntersuchung durch einen Amtsarzt (BMI-EE2300/0054-11/2/b/07).

Das Vorliegen einer im Sinne der zitierten Rechtsprechung des EGMR ausreichenden medizinischen Grundversorgung
in Griechenland ist ebenfalls zu bejahen. Nach den getroffenen (und nicht ausdrucklich bekampften) Feststellungen
wird Asylwerbern in Griechenland zumindest medizinische Grundversorgung gewahrt und wird jeder medizinische Fall
mit den entsprechenden medizinischen Behandlungsmaoglichkeiten versorgt.

Zusammengefasst wirden die vom Beschwerdefiihrer vorgebrachten Leiden im Falle einer Uberstellung nach
Griechenland keinesfalls eine Verletzung des Art 3 EMRK und somit auch keinen Anlass zur zwingenden Auslbung des
Selbsteintrittsrechtes Osterreichs nach Art 3 Abs. 2 Dublin I VO darstellen.Zusammengefasst wirden die vom
Beschwerdefiihrer vorgebrachten Leiden im Falle einer Uberstellung nach Griechenland keinesfalls eine Verletzung des
Artikel 3, EMRK und somit auch keinen Anlass zur zwingenden Ausiibung des Selbsteintrittsrechtes Osterreichs nach
Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO darstellen.

3.3.2.6. Im gegenstandlichen Fall kann bei abschlieBender Betrachtung unter Berlcksichtigung aller bekannten
Umstande nicht gesagt werden, dass die beschwerdefihrende Partei ausreichend substantiiert und glaubwurdig
dargelegt hatte, dass ihr auf Grund ihrer personlichen Situation durch eine Ruckverbringung in den Zielstaat, entgegen
der Regelvermutung des 8 5 Abs 3 AsylG 2005, eine - Uber die bloRe Moglichkeit hinausgehende - exzeptionelle reale
Gefahr (sog. "real risk") einer Artikel 3 EMRK widersprechenden Behandlung drohen wirde.3.3.2.6. Im
gegenstandlichen Fall kann bei abschlieRender Betrachtung unter Berulcksichtigung aller bekannten Umstande nicht
gesagt werden, dass die beschwerdeflhrende Partei ausreichend substantiiert und glaubwirdig dargelegt hatte, dass
ihr auf Grund ihrer persénlichen Situation durch eine Rickverbringung in den Zielstaat, entgegen der Regelvermutung
des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, eine - Uber die bloBe Mdglichkeit hinausgehende - exzeptionelle reale Gefahr
(sog. "real risk") einer Artikel 3 EMRK widersprechenden Behandlung drohen wirde.

Die Widerlegung der in§ 5 Abs 3 AsylG in Hinblick auf das Bestehen eines hinreichenden Schutzes in allen EU-
Mitgliedstaaten normierten Rechtsvermutung ist der beschwerdefihrenden Partei damit nicht gelungen.Die
Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG in Hinblick auf das Bestehen eines hinreichenden Schutzes in allen EU-
Mitgliedstaaten normierten Rechtsvermutung ist der beschwerdefihrenden Partei damit nicht gelungen.

3.3.3. Eine verpflichtende Inanspruchnahme des Selbsteintrittsrechtes gemall Art 3 Abs 2 Dublin 1I-VO seitens
Osterreichs war somit weder aus Griinden des Art 8 noch aus jenen des Art 3 EMRK geboten.3.3.3. Eine verpflichtende
Inanspruchnahme des Selbsteintrittsrechtes gemal? Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO seitens Osterreichs war somit
weder aus Grunden des Artikel 8, noch aus jenen des Artikel 3, EMRK geboten.

3.4. Es war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht der Antrag auf internationalen Schutz
gemal § 5 AsylG 2005 wegen der Zustandigkeit Griechenlands zurtickzuweisen und die Beschwerde somit hinsichtlich
Spruchpunkt I. abzuweisen.3.4. Es war unter Berulcksichtigung aller bekannten Umstadnde daher zu Recht der Antrag
auf internationalen Schutz gemdafl3 Paragraph 5, AsylG 2005 wegen der Zustandigkeit Griechenlands zurlckzuweisen
und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch eins. abzuweisen.

4. Zu Spruchpunkt 11.:4. Zu Spruchpunkt rémisch zwei.:
4.1. Verbindung mit einer Ausweisung:
§ 10 AsylG 2005 :Paragraph 10, AsylG 2005 :

(1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz zuruckgewiesen wird (Z 1).(1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer
Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird (Ziffer eins,).

(2) Ausweisungen nach Abs 1 sind unzuldssig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulassig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder
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2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere z2. diese eine Verletzung von
Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu

berucksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt
des Fremden rechtswidrig war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoRe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

(3) Wenn die Durchfuihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemaR Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverziglich auszureisen.

(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blof8 vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein
gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 8§ 51 ff
NAG) verfligen, unzulissig ware.(5) Uber die Zuldssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemall Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und
Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blo3 vortbergehend sind. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsblrger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein

unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfligen, unzulassig ware.

(6) Ausweisungen nach Abs. 1 bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht(6) Ausweisungen

nach Absatz eins, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.
4.2. Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

4.2.1 Der Antrag auf internationalen Schutz der beschwerdefiihrenden Partei war gem.8 5 AsylG 2005 zurtickzuweisen,
weshalb diese Entscheidung grds. mit einer Ausweisung zu verbinden ist.4.2.1 Der Antrag auf internationalen Schutz
der beschwerdefiihrenden Partei war gem. Paragraph 5, AsylG 2005 zurlckzuweisen, weshalb diese Entscheidung

grds. mit einer Ausweisung zu verbinden ist.
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4.2.2. Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht & 31 FPG) fur das Bundesgebiet wurde von der
beschwerdeflihrenden Partei nicht dargetan und konnte auch amtswegig nicht festgestellt werden. Daraus ergibt sich
somit kein Ausweisungshindernis.4.2.2. Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht (Paragraph 31,
FPG) fir das Bundesgebiet wurde von der beschwerdeflihrenden Partei nicht dargetan und konnte auch amtswegig

nicht festgestellt werden. Daraus ergibt sich somit kein Ausweisungshindernis.

4.2.3. Wie sich aus den Ausfihrungen zu Punkt 3.3.1 ergibt, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung im
gegenstandlichen Fall zu keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens iSd Art 8 EMRK.4.2.3. Wie sich aus den
Ausflihrungen zu Punkt 3.3.1 ergibt, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung im gegenstandlichen Fall zu

keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK.

4.3. Es ergaben sich im Verfahren keine begriindeten und glaubhaften Hinweise auf die Notwendigkeit eines
Aufschubs, weil etwa die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person der beschwerdefihrenden
Partei liegen, eine Verletzung von Art 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer waren. (8 10 Abs 3 AsylG
2005). Es entspricht dem Amtswissen, dass im Rahmen der Dublin Verfahren jede Abschiebung auf dem Landweg unter
Beziehung besonders geschulter Organe erfolgt. Im Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt
Uberdies grds. eine Flugtauglichkeitsuntersuchung durch einen Amtsarzt (BMI-EE2300/0054-11/2/b/07).4.3. Es ergaben
sich im Verfahren keine begrindeten und glaubhaften Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs, weil etwa die
Durchfuhrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person der beschwerdefUhrenden Partei liegen, eine
Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer waren. (Paragraph 10, Absatz 3, AsylG
2005). Es entspricht dem Amtswissen, dass im Rahmen der Dublin Verfahren jede Abschiebung auf dem Landweg unter
Beziehung besonders geschulter Organe erfolgt. Im Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt
Uberdies grds. eine Flugtauglichkeitsuntersuchung durch einen Amtsarzt (BMI-EE2300/0054-11/2/b/07).

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn an bis zur Ubergabe
bzw. Ankunft im Zielstaat durch Osterreich eine medizinische Versorgung gewahrleistet werden kann (Auskunft des
BMI, Abteilung 11/3/C, Fremdenpolizeiliche ZwangsmalBnahmen, vom 22.9.2009; vgl. AsylGH vom 12.03.2010, B7
232.141-3/2009/3E).Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn
an bis zur Ubergabe bzw. Ankunft im Zielstaat durch Osterreich eine medizinische Versorgung gewahrleistet werden
kann (Auskunft des BMI, Abteilung 11/3/C, Fremdenpolizeiliche Zwangsmalinahmen, vom 22.9.2009; vergleiche AsylGH
vom 12.03.2010, B7 232.141-3/2009/3E).

4.4. Gemal § 10 Abs 4 AsylG 2005 gilt/galt diese Ausweisung auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurtckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den gegenstandlichen Zielstaat.4.4. Gemal3 Paragraph 10, Absatz 4, AsylG 2005
gilt/galt diese Ausweisung auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurickweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung in den gegenstandlichen Zielstaat.

4.5. Es war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht eine Ausweisung zu verfigen, die
Beschwerde somit auch hinsichtlich Spruchpunkt Il. abzuweisen und die Entscheidung des Bundesasylamtes im
Ergebnis zu bestatigen.4.5. Es war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht eine Ausweisung
zu verfligen, die Beschwerde somit auch hinsichtlich Spruchpunkt rémisch zwei. abzuweisen und die Entscheidung des
Bundesasylamtes im Ergebnis zu bestatigen.

Ill. Gemal § 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine
gesonderte Erwagung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.rémisch drei. GemaR Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine gesonderte Erwagung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des Spruchinhaltes entfallen.
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